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der Gewerkſchaft kaufmänniſcher Angeſtellten Oberſchleſiens (D. h. v.) 


Kattowitz, den 20. Juli 1934. 9. Jahrgang 
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Urlaub, Ferien! 


Schlägt nicht das Herz eines jeden Angeſtellten ſchneller | erhält. Die Sozialkommiſſion des Schleſ. Sejm hat die Un: 
und freudiger, wenn er an ſeinen bevorſtehenden Urlaub | nahme des Geſetzes bereits beſchloſſen; allerdings ſoll auch 
denkt? Einmal im Jahr mit der Familie hinaus aus den | die Rechtskommiſſion hierzu noch beſonders Stellung nehmen, 
drückenden, mit Aktenſtaub geſchwängerten Kontoren, aus | bevor hierüber im Plenum des Schleſ. Sejm endgültig ent- 
rauch-, ſtaub⸗ und lärmerfüllten Werkſtätten, aus der über⸗ſchieden wird. Wir ſind optimiſtiſch genug, anzunehmen, daß 
nervöſen Haſt der Betriebe und Städte, einmal wieder friſche,] das Geſetz in Oberſchleſien bald Rechtskraft erhält; es iſt 
geſunde Luft atmen und die Sorgen des Alltags für einige | allerdings nicht damit zu rechnen, daß ſelbiges, wie ein 
Zeit zu vergeſſen, das iſt der ſehnlichſte Wunſch eines jeden [ Zeitungsbericht kürzlich meldete, bereits ab 1. Juli d. Js. in 
Angeſtellten. Die Ausſicht, einige Wochen auszuſpannen, läßt | Kraft treten wird. Um unſeren Mitgliedern einige Kenntniſſe 
den Angeſtellten oft viel leichter Ungemach und Ueberanſtren⸗ über diejes Geſetz zu vermitteln, wollen wir zu den wichtigſten 
gungen in feiner Arbeit ertragen. Die Tatſache, daß jeder | Beſtimmungen anſchließend Stellung nehmen. 

Angeſtellte unbedingt einmal im Jahre Ruhe und Erholung Nach Art. 1 fallen alle Arbeitnehmer unter das Geſetz, 
benötigt, gab Veranlaſſung, die Urlaubsfrage kollektiv zu | die aufgrund von Dienſtverträgen tätig find, mit Ausnahme 
regeln. Wenn ſich der Angeſtellte nach der anſtrengenden | von Saiſonarbeitern, die weniger als 10 Monate jährlich be» 
Tätigkeit eines ganzen Jahres wenigſtens einige Wochen lang | ſchäftigt ſind. Induſtriewerkſtätten, die weniger als 4 Arbeit» 
erholen kann, jo iſt dies unbeſtritten eine große Errungenſchaft | nehmer beſchäftigen, fallen gleichfalls nicht unter das Geſetz. 
der Gewerkſchaften, die eine allgemeine Regelung der Urlaubs— Das Geſetz ſieht für Arbeiter und Angeſtellte eine ver— 
frage ſeit jeher als eine ihrer erſten und dringendſten For- ſchieden lange Dauer des Urlaubs vor und zwar haben nach 
derungen anſehen. Art. 2 Arbeiter nach 1-jähriger ununterbrochener Tätigkeit 
Die Beſtimmungen über die Dauer des Urlaubs uſw. in | Anſpruch auf 8 Tage Urlaub und nach 3-jähriger ununter⸗ 
den Tarifverträgen find, wie viele andere ſoziale Errungen⸗ | brochener Tätigkeit Anſpruch auf 15 Tage Urlaub. Angeſtellte 
ſchaften, ein Produkt der Nachkriegszeit. Vorher war die] erhalten nad) einhalbjähriger Tätigkeit 2 Wochen und nach über 
Gewährung von Urlaub an Angeſtellte, ſofern ein entjprechen= einjähriger Tätigkeit 1 Monat Urlaub. Die Unterbrechung der 
der Dienſtvertrag dies nicht ausdrücklich beſtimmte, lediglich] Arbeit im Betriebe infolge Krankheit, Unfall oder einer mili— 
dem Wohlwollen des Arbeitgebers überlaſſen, ſodaß jüngere | täriſchen Uebung zählt nicht als Unterbrechung. Die eindeu— 
Angeſtellte und auch Arbeiter überhaupt nicht damit rechnen | tige Form des Geſetzes über die Dauer des Urlaubs begrün— 
durften, Urlaub zu erhalten. So iſt zweifellos die kollektive | det allein ſchon die Notwendigkeit des Geſetzes. Sehen wir 
Regelung der Urlaubsfrage, nicht zuletzt aus Gründen der | uns einmal die beſtehenden Urlaubsbeſtimmungen der einzelnen, 
Volksgeſundheit, eine Angelegenheit, von größter ſozialer Be- | hier verbindlichen Tarifverträge an, ſo erſcheint uns eine 
deutung. Aber auch die jetzige Regelung der Urlaubsfrage ] Reform dringend notwendig. 

hat ſich in der Praxis als reformbedürftig erwieſen. Nach In der Schwerinduſtrie gelten folgende Urlaubsbeſtimmungen: 
den beſtehenden Tarifberträgen iſt der Urlaub nicht abdingbar, Alle Angeſtellten, welche mindeſtens 1 Jahr auf Verbands- 
d. h. der Angeſtellte kann, ſofern er von ſeinem Urlaubsrecht | werken und davon mindeſtens ein halbes Jahr bei dem gleichen 
aus irgendeinem zwingenden Grunde keinen Gebrauch machen | Arbeitgeber in Stellung ſtehen, haben im Kalenderjahr An: 
konnte, eine geldliche Vergütung vonſeiten ſeines Arbeitgebers ! ſpruch auf bezahlten Urlaub im folgenden Umfange: 


nicht fordern. Hier liegt ganz offenſichtlich der Mangel einer Lehrlinge: im 1 Lehrjahre 12 Arbeitstage 
entſprechenden Beſtimmung vor, die ganz eindeutig den Arbeit- 2 > 10 - 

geber verpflichten müßte, dem Angeſtellten ſeinen Urlaub zu 3 8. 2 8 7 

vergüten. Gerade in den letzten Jahren iſt das Arbeitspenſum Alle Angeſtellten bis zum vollendetem 21. Lebensjahre 


der um ca. 50 Prozent verringerten Angeſtelltenſchaft ganz | erhalten 10 Arbeitstage, über 21 Jahre 12 Arbeitstage Urlaub, 
bedeutend vergrößert worden, ſodaß viele Angeſtellte gezwun⸗ | der ſich mit jedem weiteren Berufsjahre um 1 Arbeitstag er: 
gen ſind, auf ihren Urlaub zu verzichten, wenn fie nicht be⸗] höht bis zur Dauer von 18 Arbeitstagen. Angeſtellte nach 
fürchten müſſen, ſich die Ungnade ihrer Vorgeſetzten zuzuziehen. | vollendetem 40. Lebensjahre erhalten 24 Arbeitstage Urlaub. 
Wie dem aber auch ſei, die Angeſtellten dürfen unter keinen | (Schiedsſpruch vom 24. Auguſt 1923). 
Umſtänden auf ihren Urlaub verzichten, bringen ſie doch durch In der weiterverarbeitenden Metallinduſtrie: erhalten die Lehr⸗ 
ihren Verzicht ihre Berufskameraden, die von ihrem Urlaubs» linge den gleichen Urlaub, wie die Lehrlinge der Schwerinduſtrie, 
recht Gebrauch machen, ſehr oft in eine unangenehme Lage. | Angeſtellte, die beim Dienftantritt über 30 Jahre alt waren. 
Was uns daher nottut, iſt eine geſetzliche Regelung des | erhalten auch im erſten Dienſtjahr einen Urlaub, während die 
Urlaubs, wie ſie in Polen mit Ausnahme von Oberſchleſien [anderen Angeſtellten erſt im zweiten Dienſtjahre Anſpruch auf 
bereits ſeit dem 16. Mai 1922 Geltung hat. Dieſes Urlaubs⸗ Urlaub haben. 
geſetz iſt deshalb bedeutungsvoll, weil die Urlaubsfrage mit Die Urlaubsdauer beträgt in beiden Fällen für das erſte 
all' ihren Begleitumſtänden einheitlich geregelt wird. Da das | bezw. zweite Dienſtjahr 14 Kalendertage und für jedes weitere 
Geſetz zweifellos verſchiedene Verbeſſerungen aufweiſt, haben | Dienſtjahr einen Kalendertag mehr, bis zur Höchſtdauer von 
ſich die oberſchleſiſchen Gewerkſchaften um die Ausdehnung | 21 Kalendertagen. 
desſelben auf das oberſchleſiſche Gebiet bemüht, und es beſteht Die Angeſtellten der Bauinduſtrie erhalten aufgrund ihres 
nunmehr die berechtigte Ausſicht, daß es auch hier Rechtskraft | Tarifvertrages folgenden Urlaub: 
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9. Jahrgang. 


Lehrlinge und jugendliche Angeſtellte bis zur Vollendung 
des 19. Lebensjahres jährlich 6 Arbeitstage. Angeſtellte über 
20 Jahre: 

im 1. Dienſtjahr nach ſechsmonatl. Tätigkeit 6 Arbeitstage 

17 2 51 10 n n 12 n 

3. 3. „ " „ 15 „ 
Zu dieſem Urlaub tritt ein Zuſchlag: 


nach vollendetem 25. Lebensjahre von 3 Arbeitstagen 
26 4 


" " 2 75 75 ” 


27. " " 5 70 
17 " 28. " " 6 n 

Wer ſowohl das 5. Dienjtjahr in demſelben Unternehmen 
oder das 30. Lebensjahr überſchritten hat, erhält 3. weitere 
Arbeitstage zugeſchlagen. 

Wird auf Wunſch des Arbeitgebers der Urlaub in die Zeit 
vom 1. Oktober bis 31. März verlegt, ſo wird ein Zuſchlag von 
5 Arbeitstagen gewährt. | 

Angeſtellte im Handelsgewerbe haben Anſpruch auf folgenden 


71 4 


Urlaub: Lehrlinge: im 1. Lehrjahre 10 Kalendertage 
„ — n 8 " 
75 5. n 8 77 
Angeſtellte in Uebergangsjahren: 8 7 
nach vollendetem 21. Lebensjahre 12 * 
„ 25. 4 16 3 
30. 77 20 77 


5 77 


1 35. ” 23 3 
Der Urlaub fällt in die Zeit vom 1. April bis 1. Oktober. 
Der Urlaub wird gewährt, wenn der Angeſtellte in der— 
ſelben Firma 1 Jahr beſchäftigt war — in voller Höhe, 
% Jahr — entſprechend der nächſt niedrigeren Gruppe. 
Für die Angeſtellten der deutſchen Banken gilt folgende Ur⸗ 
laubsregelung: Lehrlinge im 1. Lehrjahre 9 Werktage 
„ 2. und 3. Lehrjahre 12 A 


Büroburſchen 6 5 

Angeſtellte bis zum 3. Berufsjahre 12 4 
* im 4. und 5. 5 15 * 

5 vom 6. bis 12. „ 18 7 

7 n 13. 1 ab 21 11 


Aus obiger Zuſammenſtellung iſt aber auch deutlich erſichtlich, 
daß das Geſetz beſſere Urlaubsbedingungen vorſieht, als die 
einzelnen Tarifverträge. 

Eine wichtige Beſtimmung bringt Art. 5, der beſagt, daß 
in der Zeit vom 1. Mai bis 30. September eines Jahres 
mindeſtens 50% der Arbeitnehmer ihren Urlaub erhalten müſſen. 

Art. 9 des Geſetzes ſieht die Beſtimmung vor, daß Geſamt— 
und auch Einzelverträge, welche die Urlaubsfrage in einem 
. 9 Sinne regeln wie dieſes Geſetz, auch weiterhin in Kraft 
bleiben. 

Zu dieſem Geſetz iſt am 11. Juni 1923 eine Durchführungs— 
verordnung erſchienen. Die wichtigſten Beſtimmungen desſelben 
ſind folgende: 

8 5. Nutzt der Arbeitnehmer den Urlaub in der ihm durch 
die Urlaubsliſte angewieſenen Zeit nicht aus (mit Ausnahme 
von Krankheitsfällen) ſo geht ihm der Anſpruch darauf und 
auch das Recht auf Zuſatzentlöhnung verloren. 

Hieraus iſt aber deutlich zu erjehen, das dem Arbeit— 
nehmer, ſofern er vonſeiten des Arbeitgebers verhindert wird 
von ſeinem Urlaubsrecht Gebrauch zu machen, ein Recht auf 
. (d. h. auf geldliche Entſchädigung) ohne weiteres 
zuſteht. | 

Bemerkenswert iſt noch die Beſtimmung des 8 21, die eine 
Verſchlechterung gegenüber bisherigen Beſtimmungen darſtellt. 
8 21 lautet: Wenn der Arbeitsvertrag durch den Arbeit— 
nehmer gelöſt wird, fo verliert dieſer mit dem Zeitpunkt der 
durch ihn erfolgten Kündigung des Vertrages den Anſpruch 
auf den noch nicht erhaltenen Urlaub, ſelbſt wenn er die 
Berechtigung auf Urlaub bereits beſitzt. 

Wenn ader nach $ 22 der Arbeitgeber den Vertrag löst 
aus Gründen, die nicht auf ein Verſchulden des Arbeitnehmers 
zurückzuführen ſind, dann hat der Arbeitgeber dem Arbeit— 
nehmer die Entſchädigung hierfür zu entrichten. | 

Unſere Mitglieder mögen ſich anhand vorſtehender Aus- 
führungen ſeldſt ein Urteil bilden über die bisherigen Beſtim— 
mungen gegenüber denen des Urlaubsgeſetzes. Wir werden 
über das Geſetz im gegebenen Falle noch nähere Einzelheiten 
berichten. | | 


Kundgebung der deutſchen Betriebsvertrauensleute 
gegen die beabſichtigte Kürzung der Angeſtelltengehälter in der Schwerinduſtrie. 


Würdiger Verlauf der Mitarbeiterbeſprechung, Vertrauenskundgebung 
für die Führer der deutſchen Angeſtelltengewerkſchaften Polniſch⸗Oberſchleſiens. 


Mit immer größer werdender Beſorgnis verfolgen die 
oberſchleſiſchen Arbeitnehmer die Entwicklung der Verhältniſſe 
in der oberſchleſiſchen Schwerinduſtrie. Von den in dieſem 
Erwerbszweig langjährig tätigen verdienten Angeſtellten ſind 
40% und von der beſchäftigten Arbeiterſchaft 55% in einem 
verhältnismäßig kurzen Zeitraume ihrer Stellung und ihres 
Broterwerbs ſchuldlos beraubt worden, ſodaß Kummer und 
Not in Zehntauſende oberſchleſiſche Familien eingezogen ſind. 
Die in ihren Arbeitsſtätten noch verbliebenen Angeſtellten ſind 
aber nicht etwa von den Auswirkungen einer maßlos über: 
triebenen Wirtſchaftskriſe verſchont geblieben, ſondern müſſen 
über ihre Kräfte hinaus Opfer bringen, die ihnen ihre Arbeit 
nicht gerade begehrenswert erſcheinen läßt. Es iſt überaus 
fragiſch, daß immer wieder die ſozial und wirtſchaftlich 
Schwächſten — die Arbeiter und kleinen Angeſtellten — die 
größten Opfer bringen müſſen. So iſt es durchaus verſtändlich, 
wenn ſich die Angeſtellten, deren Einkommen inzwiſchen 
empfindlich gekürzt wurde, mit allen Mitteln gegen eine 
weitere, von Arbeitgeberſeite beabſichtigte Gehaltskürzung 
um 15% wehren und die ſtrikte Ablehnung jeder Forderung, 
die eine Verſchlechterung der Einkommensbezüge zur Folge hat, 
in einer, am Schluß der Veranſtaltung gefaßten Entſchließung 
zum Ausdruck brachten. 

Die Veranſtaltung kann mit Recht als die Willensäußerung 
der geſamten oberſchleſiſchen Angeſtelltenſchaft betrachtet werden, 
da die Vertreter aller größeren Unternehmungen, insbeſondere 
aber diejenigen nachſtehender oberſchleſiſcher Anlagen erſchienen 
waren: Friedenshütte, Intereſſengemeinſchaft Königs-Laura, 
K. A. G., Gieſche Sp. Akc. Pleſſer Bergwergsdirektion, Rudaer 
Steinkohlengewerkſchaft, Fürſtl. und Gräfl. Donnersmarckſche 
Bergwerksverwaltungen, Bodulla und Wirek Sp. Akc., Rybniker 
Steinkohlengewerkſchaft, Hohenlohe⸗Werke, Koherei-Vereini⸗— 
gung, Ferrum und O. E. W. 


Entſprechend ihrer gewerkſchaftlichen Zugehörigkeit waren 
die Mitglieder des Geſamtverbandes deutſcher Angeſtellten— 
gewerkſchaften (Gedag) mit insgeſamt 30 Mann am ſtärkſten 
vertreten. Hiervon entfallen 25 Mitglieder auf den DHB. 
und 5 Mitglieder auf den Verband oberſchleſiſcher Techniker. 
Vom G. D. A. waren 22 Mitglieder erſchienen und vonſeiten 
des Aſa⸗Bundes nahmen 9 Mitglieder an der Veranſtaltung teil. 


Unſer Geſchäftsführer, Koll. Koruſchowitz, eröffnete als 
Verſammlungsleiter, gegen 7½ Uhr abends die am 20. Juni 


im Saale der Erholung Kattowitz von 61 Vertrauensleuten 


der oberſchleſiſchen Schwerinduſtrie beſuchte Proteſtverſammlung 
mit einer Begrüßung. Herzliche Willkommensworte widmete 
er insbeſondere den Vertretern der deutſchen Preſſe. 


Hierauf gedenkt Koll. Koruſchowitz mit herzlichen Worten 
des auf ſo tragiſche Weiſe ums Leben gekommenen Innen— 
miniſters Pieracki, dem zu Ehren ſich die Anweſenden vo 
ihren Plätzen erhoben. | 

Nunmehr erteilte der Verſammlungsleiter dem Geſchäfts— 
führer Koll. Dr. Rojek, G. D. A., das Wort zu ſeinem Referat 
über die vom Arbeitgeber geforderte Gehaltsherabſetzung um 
15%. In ſeinem Vortrage kommt der Redner zunächſt auf die 
Vorgeſchichte, d. h. auf die Weltwirtſchaftskriſe und insbeſondere 
auf die Kriſe in unſerm näheren Arbeitsgebiet zu ſprechen, die 
niemals derartige Formen anzunehmen brauchte, wenn die 
Führung der Werke früher ſparſamer gewirtſchaftet hätte. 
Wir deutſchen Angeſtellten haben die Auswirkungen der Kriſe 
in ihrer ſchwerſten Form zu ſpüren bekommen, die als Deck⸗ 


mantel für alle Verſchlechterungen, Gehalts- Lohnabbau, Maſſen⸗ 


entlaſſungen uſw. herhalten mußte. Der Allgemeinwirtſchaft 
wird dadurch allerdings ein ſchlechter Dienſt erwieſen, da die 
geſamte oberſchleſiſche Wirtſchaft urſächlich von der ſozialen Lage 
des Arbeitnehmers abhängig iſt. 


9. Jahrgang. 


„Monatsweiſer“ 
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Arbeitskameraden! 


In unſerer Werbearbeit haden wir auch in den Monaten Juni 
und Juli d. J. erfreuliche Fortſchritte zu verzeichnen. Wir 
ſprechen allen Werbern und Mitarbeitern auf dieſem Wege 
unſeren herzlichſten Dank aus. Mit unferem Danke verbinden 
wir aber die Bitte, auch in den Sommermonaten Kämpfer 
für die Aufwärtsentwickelung unſerer Berufsgemeinſchaft zu 
bleiben. Unſere Parole iſt und bleibt, den letzten deutſchen 
Angeſtellten für uns zu gewinnnen. Jeder Berufskamerad 
ſetze ſich überall und entſchieden für uns ein, überzeuge auch 
den letzten Abſeitsſtehenden von unſerer Arbeit und Leiftungs⸗ 
fähigkeit und führe ihn zu uns. Wo immer wir auch ſtehen, 


Werbeardeit iſt Pflicht und Ehrendienſt. 


aaa 


Die Forderung einer 15% Gehaltsherabſetzung muß unter 
allen Umſtänden abgelehnt werden, da ja auch die ſchriftliche 
Begründung des Arbeitgebers keinen Beweis für eine not— 
wendige Gehaltskürzung erbrachte. Die Angeſtellten haben 
bisher immer wieder Opfer gebracht und der beſtehenden 
Kriſe Rechnung getragen. 40% der Angeſtellten ſind durch 
Maſſenentlaſſungen aus ihrer Tätigkeit verdrängt worden, 
ſodaß von 10200 Angeſtellten, die noch im Jahre 1929 
beſchäftigt waren, heute nur noch 6535 ihrer Arbeit nachgehen. 
Bisher mußten ſich die Angeſtellten bereits eine 255% Gehalts- 
kürzung gefallen laſſen, unbezahlte Überſtunden müſſen zur 
Bewältigung des gewaltigen Arbeitspenſums in großer Anzahl 
geleiſtet werden; ab 1. März 1933 werden die weiteren 
Steigerungsſätze nicht mehr gezahlt; eine große Anzahl von 
Angeſtellten iſt in niedrigere Gruppen verſetzt, ja, ſogar ins 
Arbeiterverhältnis zurückverſetzt worden, die ſozialen Beiträge 
ſind erhöht worden, die Angeſtellten müſſen ſich freiwillige 
Abzüge gefallen laſſen und außerdem arbeitsloſe Familien— 
mitglieder mit unterhalten. 

Demgegenüber muß feſtgeſtellt werden, daß nach vor— 
liegenden ſtatiſtiſchen Unterlagen die Selbſtkoſten in der Schwer— 
induſtrie ſtark zurückgegangen ſind, ſodaß der Gewinn an der 
Produktion noch ein ſehr guter iſt. Der Redner appelliert in 
ſeinem Schlußwort an die Behörden, den Angeſtellten Gerech— 
tigkeit widerfahren zu laſſen und eine weitere Reduzierung 
nicht mehr zuzulaſſen. 

5 Vortragende erntet für ſeine Ausführungen allgemeinen 
Beifall. 

Nun hielt anſchließend daran Koll. Peſchka, der Geſchäſts— 
führer des Afa-Bundes, einen Vortrag über Anderungen in der 
ſozialen Geſetzgebung. Durch die andauernden ſchlechten Wirt— 
ſchaftsverhältniſſe bedingt, ſind unſerere Verſicherungen ſtack in 
Gefahr geraten. Abgeſehen von der bereits erfolgten Beitrags— 
erhöhung und der Kürzung der Arbeitsloſenunterſtützung bringt 
auch die neue Novelle zum Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vom 
15. März d. J. allerlei Abänderungen, die ſich zum Nach— 
teil der Verſicherten auswirken. Der Redner behandelt aus— 
führlich die einzelnen Beſtimmungen dieſer Novelle und ſprach 
eingehend üder die Vor- und Nachteile derſelben. Auch über 
die Abänderung der Reichsverſicherungsordnung gab der Re— 
ferent ein anſchauliches Bild und ſprach insbeſondere über die 
beabſichtigte Kürzung der Invalidenrente, Herabſetzung des 
Krankengeldes u. a. m. Leider iſt den Forderungen der An— 
geſtelltenverbände auf Herabſetzung der Altersgrenze und 
Gleichſtellung der Altverſicherten gegenüber den Neuverſicherten 
noch nicht Rechnung getragen worden. Weiter ſprach der 
Redner über das polniſche Urlaubsgeſetz, daß wohl bald in 
Kürze auch auf Oberſchleſien ausgedehnt werden wird. Er 
behandelte die wichtigſten Beſtimmungen desſelben, das ohne 
Zweifel Verbeſſerungen gegenüber den jetzigen tariflichen 
Beftimmungen aufweiſt. Das Geſetz weiſt neben der Erhöhung 
des Urlaubs auch die Feſtſtellung auf, daß für nicht erhaltenen 
Urlaub eine entſprechende Vergütung gewährt werden muß. 
Zur Zeit iſt das Geſetz nach der Annahme durch die Sozial: 
kommiſſion des Schleſ. Sejm zur Begutachtung an die Rechts— 
kommijjion überwieſen worden und es iſt damit zu rechnen, 
daß es im Plenum baldige Annahme finden wird. 

Nach den intereſſanten Ausführungen des Redners, die 
mit großem Beifall aufgenommen werden, fett vonſeiten der 
anweſenden Vertrauensmänner eine lebhafte Ausſprache ein, 
die wichtige Aufſchlüſſe über die tatſächlichen Verhältniſſe in 
den Betrieben gibt. Nach den Ausführungen der einzelnen 


Redner iſt eine Notwendigkeit für einen Gehaltsabbau unter 
keinen Umſtänden gegeben, Bon ſeiten eines der anweſenden 
Mitarbeiter wird den deutſchen Gewerkſchaften und insbejondere den 
Führern das unbedingte Vertrauen der deutſchen Angeſtelltenſchaft 
ausgeſprochen. Der Verſammlungsleiter dankt anſchließend den 
Diskuſſionsrednern und verſichert, daß alle hier gegebenen 
Anregungen vor dem Schlichtungsausſchuß verwertet werden 
ſollen. Die heutige Mitarbeiterbeſprechung hat bewieſen, daß 
es durchaus notwendig iſt, die Angeſtellten bei wichtigen 
Beratungen mitwirken zu laſſen und daher werden die deutſchen 
Angeſtelltenverbände öfterer zu derartigen Veranſtaltungen die 
deutſche Angeſtelltenſchaft aufrufen. Die Sorge der deutſchen 
Angeſtelltenſchaft gilt ja hauptſächlich der Erhaltung des 
Arbeitsplatzes, der ihnen von landfremden Elementen, Prak— 
tikanten uſw., ſtrittig gemacht wird. Es iſt außerordentlich 
bedenklich, daß 80% aller bis jetzt abgebauten Angeſtellten 
der deutſchen Minderheit angehören, während andererſeits in 
den Zeiten ſchwerſten wirtſchaftlichen Niederganges und auch 
heute noch maſſenweiſe Anſtellungen „qualifizierter“ Kräfte 
erfolgen. 

Hierauf wird anſchließend nachſtehende Entſchließung durch 
Koll. Koruſchowitz zur Verleſung gebracht, die einmütige An— 


nahme fand. 
Entſchließung! 

„Die von dem Gehaltsabkommen der polnilch:ober- 

ſchleſiſchen Bergwerks- und Hütteninduſtrie erfaßten deut— 

ſchen Angeſtellten lehnen jede weitere Herabſetzung ihrer 
Einkommensſätze auf das entſchiedenſte ab. Die Ein— 
kommensbedingungen haben bisher eine ſo weitgehende 
Verſchlechterung erfahren, daß die in dieſer Induſtrie 
Beſchäftigten heute kaum noch mit ihren Familien exiſtieren 
können. Hierbei iſt noch zu berückſichtigen, daß in jeder 
Angeſtelltenfamille arbeitsloſe Augehörige von dieſem 
minimalen Einkommen mit unterhalten werden müſſen. 

Die heute in größter Sorge um ihren Arbeitsplatz 
lebenden Angeſtellten haben in der vergangenen Zeit 
durch die bisherigen Gehaltskürzungen, erhöhten Ab— 
gaben an ſozialen Beiträgen, freiwilligen Spenden uſw. 
bis jetzt die größten Opfer gebracht. Unter keinen 
Umſtänden können die anweſenden Vertrauensleute und 
Vertreter der in den Werken der Schwerinduſtrie Tätigen 
einen Gehaltsabbau zulaſſen. Die Lage der oberſchleſiſchen 
Bergwerks- und Hütteninduſtrie hat ſich beſonders in der 
letzten Zeit durch die Maſſenentlaſſungen von Arbeitern 
und Angeſtellten, durch Stillegung von Betrieben, durch 
rückſichtsloſe Ausnützung der Arbeitskraft und durch 
empfindliche Gehalts kürzungen ſo weit gebeſſert, daß eine 
weitere Verſchlechterung der Einkommensbedingungen 
durch nichts begründet iſt. Deshalb fordern die Verſam— 
melten — nicht zuletzt aus volkswirtſchaftlichen Gründen — 
von den zuſtändigen Behörden die Beibehaltung des 
bisherigen Zuſtandes und Nichtzulaſſung einer weiteren 
Kürzung der Einkommensbezüge. 

Die anweſenden Vertrauensleute ſtellen mit Bedauern 
feſt, das bei Erſcheinen der Novelle zum Angeſtellten— 
verſicherungsgeſetz die Fragen der Herabſetzung der 
Altersgrenze ſowie der Altverſicherten unberückſichtigt 
geblieben ſind. 

Ferner iſt durch die vom Schleſiſchen Sejm geplante 
Anderung der Reichs verſicherungsordnung in Bezug auf 
die Kranken- und Invalidenverſicherung eine erneute 
Verſchlechterung der ſozialen Geſetzgebung zu erwarten. 
Die Verſammelten verlangen von den geſetzgebenden 
Körperſchaften die Berückſichtigung ihrer bekannten 
Wünſche zur Perbeſſerung der Sozialverſicherung und 
ſprechen ſich ganz entſchieden gegen jegliche Beſchneidung 
ihrer Rechte und der Leiſtungen aus.“ 

Zum Schluß dankt Koll. Koruſchowitz allen Teilnehmern 
und den Rednern für ihre Mitarbeit und das Gelingen der 
der heutigen Veranſtaltung. Er erſucht die Betriebsvertrauens— 
leute, weiterhin treu zu den deutſchen Verbänden zu ſtehen, 
die ſich reſtlos für die Erhaltung der Arbeitsplätze einſetzen. 
Es ſoll niemand glauben, daß irgend eine Partei, oder irgend 
eine Vereinigung für den deutſchen Angeſtellten eintreten wird. 
Darum ſollen auch die anweſenden Betriebsvertrauensleute 
als Bindeglied zwiſchen den Berbänden und den deutſchen 
Angeſtellten in den Betrieben bemüht bleiben, ein recht kamerad— 
ſchaftliches Verhältnis untereinander zu ſchaffen. Nur die 
geeinigte, geſchloſſene deutſche Angeſtelltenſchaft gibt die ſichere 
Gewähr für eine erfolgreiche Vertretung! 
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Nechtsſchöpfung, nicht RNechtsangleichung in Deutſchland. 


Von W. B. 


Die Akademie für deutſches Recht, die unter der tatkräftigen 
Führung des Reichsjuſtizkommiſſars Dr. Frank ſteht, hatte vor einiger 
Zeit einen Ausſchuß eingeſetzt, der Vorſchläge für die Neuformung 
unſeres Aktienrechts machen ſollte. Dieſer Ausſchuß hatte eine Reihe 
von Sachverſtändigen vernommen und ſeine Meinung in einem 
abſchließenden Bericht des Vorſitzenden zuſammengefaßt. Seine Ar— 
beiten waren auf die Aktiengeſellſchaft begrenzt, wodurch aber nicht 
zum Ausdruck kommen ſollte, daß die anderen Geſellſchaftsſormen 
im Wirtſchaftsleben weniger erneuerungsbedürftig ſind. Alle, die 
die Arbeiten dieſes Ausſchuſſes mit Beſorgnis verſolgten, weil ſie 
Umwälzungen befürchteten, können beruhigt ſein. Soweit poſitive 
Vorſchläge gemacht werden, ſind ſie das Ergebnis langwieriger 
Erwägungen des „Für“ und „Wider“, wobei das „Wider“ ſtärker 
durchdrang. 

In der Zeitſchrift „Die Deutſche Volkswirtſchaft“ übt die national— 
ſozialiſtiſche Wirtſchaftsſachverſtändige Dr. Hunke herbe Kritik an 
der Arbeit dieſes Ausſchuſſes. Hunke kommt zu einer glatten Ab— 
lehnung der Vorſchläge und beleuchtet die Einſtellung der Mehrheit 
der Ausſchußmitglieder mit folgenden Zitaten aus dem Schlußbericht: 
„Die Grundlagen des Aktienrechts ſind geſund und jahrzehntelang 
hat es ſich praktiſch bewährt ... Nicht die Aktiengeſellſchaft, ſon— 
dern die geſchäftliche Moral hatte ſich ſeit der Novemberrevolution 
verändert ... Der Ausſchuß mar bemüht, den weltanſchaulichen 
Grundſätzen des Nationalſozialismus, ſoweit das im Rahmen einer 
ruhigen Entwicklung möglich iſt, durch die vorſtehenden Vorſchläge 
Geltung zu verſchaffen.“ Hunke macht die Feſtſtellung, daß im Aus— 
ſchuß diejenigen Kreiſe geſiegt haben, die ſich von Anfang an der 
grundlegenden Neugeſtaltung widerſetzten. 


Zu dieſem Ergebnis muß man kommen, wenn man davon aus— 
geht, daß die nationalſozialiſtiſche Revolution zu einem Umbruch in 
unſerem geſamten Rechtsdenken führen muß. Worum geht es bei 
der ganzen Aktienrechtsform? Durch die Inhaberaktie entziehen ſich 
die Kapitalbeſitzer, die über das Wohl und Wehe des Unternehmens 
entſcheiden, dem Licht der Oeffentlichkeit. Oft ſind ſie nicht einmal 
der Unternehmungsführung bekannt. Tatſächlich hat die Inhaberaktie 
den Gegenſatz zwiſchen Kapital und Arbeit außerordentlich vertieft. 
Der deutſche Arbeiter ſah ſich dunklen Mächten ausgeliefert, die er 
nicht faſſen konnte. Im liberaliſtiſchen Staate hatte die Arbeit dem 
Kapital zu dienen. Mit dieſer Auffaſſung hat der Nationalſozialismus 
gründlich aufgeräumt. Heute hat das Kapital der Arbeit zu dienen. 
Am Anfang ſteht das Recht auf Arbeit, das Bernhard Köhler ſo 
meiſterhaft ſormuliert hat. Diefes Recht auf Arbeit zu erfüllen, daran 
mitzuwirken iſt die erſte Aufgabe des Kapitals. Vorausſetzung 
dafür aber iſt, daß wir auch die Menſchen kennen, die über jene 
Macht verfügen. Deshalb müßte die Ueberwindung der Anonymität 
das oberſte Gebot für die Neuformung unſeres Aktienrechts ſein. 
Hunke ſtellt feft, daß der Ausſchuß die Anonymität bei einer Aktlen⸗ 
geſellſchaft als etwas Hiſtoriſches nimmt, das nicht beſeitigt, ſondern 
höchſtens gemildert werden kann. Dabei hat es dem Ausſchuß an 
poſitiven Vorſchlägen zur Ueberwindung der Anonpmität keineswegs 
gemangelt. Erinnert ſei nur an den Gedanken, die Inhaberaktien 
auf ſtimmrechtsloſe Vorzugsaktien zu beſchränken und das Stimm— 
recht nur den ſogenannten Unternehmungsaktien, die auf den Namen 
lauten, zu geben. Derartige Anregungen wurden von dem Ausſchuß 
nicht angenommen. Statt deſſen wird lediglich vorgeſchlagen, die 
Zahl der Aktiengeſellſchaften dadurch zu vermindern, daß man im 
Laufe der nächſten 5 bis 10 Jahre das Aktienkapital auf mindeſtens 
500 000 RM feſtſetzt. Selbſt in dieſem Falle würden noch 21,5 Milli— 
arden Kapital in der Wirtſchaft anonym bleiben. Es würde ſich 
praktiſch wenig ändern. 

Die Wirtſchaft wird von Menſchen geführt. Mit dem Kampf 
gegen die Anonymität iſt deshalb eng verbunden die Herausſtellung 
der Menſchen, die die Geſchicke des Unternehmens verantwortlich 
leiten. Sie ſind Sachwalter der Arbeit und tragen ein hohe Ver— 


antwortung. Der Nationalſozialismus bejaht die Privatinitiative des 
Unternehmers, er entläßt aber den Unternehmer nicht aus der Ver— 
antwortung für Volk und Staat. Das Führerprinzip wird von dem 
Ausſchuß für Aktienrecht bejaht, die Verwirklichung einer ſtarken 
Verantwortung kommt aber nicht zur Durchführung. Wenn der 
Vorſitzende des Vorſtandes Führer des Unternehmens iſt, muß man 
ihm auch die Freiheit geben, ſeine Mitarbeiter ſelbſt zu berufen. 
Ebenſo ſelbſtverſtändlich aber iſt, daß der Führer des Unternehmens 
dann mit ſeinem Privatvermögen haftet, wenn das Geſellſchafts— 
kapital zur Deckung der Schulden nicht mehr ausreicht. Dieſem 
„Heroismus“ verſchließt ſich der Ausſchuß. Wir glauben, daß es 
ſolche Unternehmer immer noch gibt, die bereit ſind, mit Geld und 
Gut für ihre Handlungen einzuſtehen und ſo mit ihrem Unternehmen 
zu verwachſen. Auch in der Frage der Einkommensgeſtaltung für 
die Vorſtandsmitglieder werden keine Anregungen gegeben, obwohl 
die ſogenannten Rieſengehälter in der Wirtſchaft berechtigte Kritik 
hervorgerufen haben. Wenn wir für den Arbeiter das Leiſtungs— 
prinzip bejahen, ſo hat es noch mehr Berechtigung beim Unter— 
nehmer. 


Die ganze Aktienrechtsreform hängt in ihrem Erfolg davon ab, 
wie man das Verhältnis von Staat und Aktiengeſellſchaft regeln will. 
Auch hier ſind Vorſchläge gemacht worden, die aber von dem Aus— 
ſchuß nicht aufgenommen wurden, weil er ſich für unzuſtändig erklärte. 
Gewiß iſt dies eine Frage, die auch andere Geſellſchaftsformen in 
der Wirtſchaft angeht. Aber irgendwo muß doch der Anfang gemacht 
werden. Der Führer eines Unternehmens iſt in erſter Linie ver— 
antwortlich dem großen Ganzen, dem er dient, dem Staate, der das 
geſamte Volk verkörpert. Dieſe Verantworkung muß irgendwie zum 
Ausdruck kommen, wenn die Aktienrechtsreform ein geſchloſſenes 
Ganzes darſtellen ſoll. Es iſt durchaus richtig, die Rechte der 
Generalperſammlung zu beſchränken, den Aufſichtsrat zu einem be— 
ratenden Organ umzuſormen. Aber das alles kann nur geſchehen, 
wenn die Verantwortung der Unternehmungsführung im national— 
ſozialiſtiſchen Sinne auch durchgeführt wird. Deshalb muß es auch 
enttäuſchen, wenn über die Genehmigungspflicht für Aktiengeſellſchaf— 
ten nicht entſchieden wurde. Auch dieſe Frage iſt vertagt worden, 
benfo wie die Neuregelung der Strafbeſtimmungen. Das Geſetz zur 
Ordnung der nationalen Arbeit hat in dem Vertrauensrat ein Organ 
geſchaffen, in dem im einzelnen Betriebe die Zuſammenarbeit zwi— 
ſchen Betriebsführer und Gefolgſchaft gefichert iſt. Eine entſprechende 
Einrichtung für das geſamte Unternehmen fehlt noch. Man könnte 
daran denken, den Aufſichtsrat derartig umzugeſtalten, daß hier Un— 
ternehmungsführung, Kapital und Arbeit ſich zuſammenfinden zum 
gemeinſamen Handeln. Auch über dieſe Frage ſchweigt der Bericht. 

Gewiß hat ſich der Ausſchuß von dem ſichtlichen Bemühen leiten 
laſſen, das Aktienrecht mit neuem Geiſte zu erfüllen. Aber die Arbei— 
ten waren dadurch gehemmt, daß man wohl nicht klar erkannte, daß 
alte verbrauchte Formen nicht hinübergerettet werden können. Dar- 
unter leidet der ganze Vorſchlag, es fehlt die klare Linie. Hunke 
glaubt deshalb, daß der Reichsjuſtizkommiſſar Dr. Frank dem Bericht 
des Ausſchuſſes nicht zuſtimmen wird. 


Die wirtſchaftsrechtliche Geſetzgebung des Dritten Reichs kann nicht 
auf anderen Grundſätzen fußen als etwa die Arbeitsgeſetzgebung. 
Für die Arbeit hat der Nationalſozialismus neue Formen gefunden 
und nicht etwa eine Angleichung an überwundene Begriffe vollzogen. 
Die Arbeit iſt der Träger der Wirtſchaft, deshalb muß auch das 
Wirtſchaftsrecht auf dieſelbe Grundlage geſtellt werden. Mit einer 
Rechtsangleichung können wohl hie nud da Lücken geſchloſſen werden, 
ein neues Recht erſteht nur aus ſchöpſeriſchem Geiſte. Hier gilt das, 
was Hunke in feiner Kritik ſagt: „Die Unbeirrbarkeit im Grundſätz— 
lichen war immer das Leitmotiv der nationalſozialiſtiſchen Strategie, 
die Verneinung des Doktrinären der erſte Geſichtspunkt nationalſozia— 
liſtiſcher Taktik. Das muß auch ſo bleiben, dann iſt uns der Sieg 
gewiß.“ 


Ottawa ⸗Kriſe? 


Die Verträge von Ottawa, abgeſchloſſen im Sommer 1932, in 
Kratf getreten einige Monate ſpäter, bedeuten ebenſo wie andere Er— 
eigniſſe dieſer Zeit einen entſcheidenden Wendepunkt für Englands 
Wirtſchaft und Politik. Um dieſe Zeit ging England endgültig über 
von der Politik des Freihandels zu der des Schutzzolles, von der der 
Meiſtbegünſtigung zu der der Vorzugszölle, außerdem ſagte ſich Eng— 
land los von den orthodoxen Prinzipien der Goldwährung. Durch 
die gleiche Währung und durch die Verträge von Ottawa waren alle 
Teile des Empire zu einer Einheit geworden, manchem ſchien es 


ſo, als ob hier ein autarker Großwirtſchaftsraum entſtehen würde. 
Doch heute ſchon, noch nicht zwei Jahre nach Abſchluß der Ottawa— 
Verträge, gut ein Jahr nach ihrem Inkraftreten, kriſelt es erheblich 
im Syſtem von Ottawa. Zwei ſcharfen Gegenſtößen muß dies Ber: 
tragswerk ſtandhalten. 

Der eine Gegenſtoß geht aus von Englands Agrarminifter, von 
Walter Elliot, der ſich die Reagrariſierung Englands zur Aufgabe ge— 
ſetzt hat: „England, das ſich in den letzten 50 Jahren verleiten ließ, 
ſeine Landwirtſchaft zu vernachläſſigen, wird der Welt beweiſen, daß 
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Außenhandelsſchule Hamburg 


der deutſchen Kaufmannsgehilfen. 


Beginn der Tages⸗ Abteilung: 1. Oktober 1934. Alle Gebiete der 
Ausfuhr und Einfuhr werden ſyſtematiſch und an praktiſchen Fällen 
durchgearbeitet unter Beteiligung Hamburger Exporteure. Ders: 
billigter Aufenthalt durch Wohnen und Verpflegen im Namerad— 
ſchaftshaus. Fordert Druckſchriften mit allen Einzelheiten von 
der Leitung der Außenhandelsſchule Hamburg 36 (Ausgabe) 
gegen Schutzgebühr von 10 Pfennig in Briefmarken. 


Schirmherr: Reichsſtatthalter Kaufmann, Hamburg 


Abendlehrgänge und Arbeitsgemeinſchaften für berufs⸗ 
tätige Hamburger beginnen bereits am 12. und 16. Juli 
in der Großen Theater ſtraße 32. e 


es ſich auf dieſem Gebiet von niemandem übertreffen läßt“, ſo for— 


mulierte Elliot kürzlich ſeine Zielſetzung. Zwecks Reagrariſierung 
Englands hat Elliot eine umſaſſende agrariſche Marktordnung für 
wichtige Erzeugniſſe eingeführt; mit einer gewiſſen Berechtigung be— 
zeichnet man deswegen Elliot vielfach als den engliſchen Darre. 
Die Leidtragenden dieſer Elliotſchen Politik ſind die Dominien und 
die überſeeiſchen Beſitzungen Englands. Sie haben bisher davon „ge— 
lebt“, daß ſie ihre agrariſchen Erzeugniſſe ungehindert durch Zölle und 
Aehnliches nach England ausführen konnten. Doch jetzt kann Eng— 
land die Einfuhr agrariſcher Erzeugniſſe kontingentieren und übt zu— 
nächſt einen Druck auf die Dominien aus, daß ſie ihr Ausfuhr nach 
England „freiwillig“ beſchränken. Die engliſchen Landwirte verlan— 
gen weitere radikale Maßnahmen, damit ſie die Verſorgung Eng— 
lands mit Lebensmitteln weitgehend ſelbſt vornehmen können. Ge— 
wiſſe Konflikte zwiſchen England und den Dominien ſind ſchon vor— 
gekommen, ſchwierige Verhandlungen ſtehen bevor. 


Der zweite ſtarke Stoß gegen das Syſtem von Ottawa geht von 
Japan aus. Japan hat 1931 eine Exportoſfenſive zielbewußt ein— 
geleitet, die zu phantaſtiſchen Ergebniſſen geführt hat. Der japaniſche 
Export iſt nämlich von 93 Mill. Den im Monatsdurchſchnitt 1931 
auf 114 im Monatsdurchſchnitt 1932, 153 im Monatsdurchſchnitt 1933 
und auf 172 Mill. Yen im März 1934 geftiegen. Diefe Exportoffen⸗ 
jive richtet ſich vorwiegend gegen England und fein: Empire. Ein— 
mal exportiert Japan vor allem die Waren, die bisher im Vorder— 
grund des engliſchen Exportgeſchäftes ſtanden, nämlich Textilien und 
Kleineiſenwaren. Bedeutſam iſt vor allem die Verdrängung eng— 
liſcher Baumwollwaren durch die japaniſchen. 1933 hat Japan men= 
genmäßig mehr Baumwollwaren exportiert als England, während 
ſich vor einem Jahrzehnt Englands Export noch auf faſt das Vier— 


und ſo die Dominien enger an England ketten? 
konſequenter Fortſetzung der 


fache des japaniſchen belaufen hatte! Zweitens iſt zu beachten, daß 
Japan vor allem nach den Märkten exportiert, auf denen England 
bisher eine vorwiegend politiſch bedingte Monopolſtellung einnahm. 
Japan will vor allem die Aſiaten, die farbigen Völker mit ſeinen 
Waren verſorgen und ſo ſeinen Einfluß auf dieſe Völker und Ge— 
biete wirtſchaftlich unterbauen. Dies ift ein empfindlicher Vorſtoß 
in die bisherige Einflußſphäre Englands. England kann zwar zu 
Gegenſtößen rüſten, hat auch im Rahmen eines Abkommens über 
den indiſchen Markt Vorteile erreicht, aber ſehr ſchwach würde Eng— 
lands Stellung ſein, wenn es hart auf hart beim Kampf um Auſtra— 
lien gehen würde. Auſtralien verkauft nämlich heute ſchon mehr 
Wolle nach Japan als nach England und muß ſich ſagen, daß, auf 
die Dauer geſehen, ſeine wirtſchaftlichen Beziehungen zu Japan wich— 
tiger ſind als die zu England. Ein umfaſſender Handelskrieg droht. 
Er iſt ſchon durch einige Maßnahmen eingeleitet. England hat 
Japans Ausfuhr nach den Kronkolonien kontingentiert, doch der Er— 
folg wird ſein, daß Japan ſeinen Vorſtoß nach anderen Märkten ver— 
ſtärkt und dort vielleicht weit mehr gewinnt, als es in den engliſchen 
Kronkolonjen einbüßt. Die Ausſichten bei einem engliſch-japaniſchen 
Handelskrieg ſind für England nicht günſtig, deswegen bemüht ſich 
England um ein umfaſſendes planwirtſchaftliches Marktabkommen. 
Doch der Führer der japaniſchen Baumwollinduſtrie hat darauf be— 
zeichnenderweiſe wie folgt geantwortet: „Planwirtſchaft iſt nur ein 
Notſchrei der alten Induſtrieländer, während wir die freie Straße des 
Freihandels für unſere junge Induſtrie brauchen. — Aſien iſt keine 
Bühne für das Spiel der weißen Raſſe.“ 


Dieſe Worte eines japaniſchen Großinduſtriellen zeugen von der 
Selbſtſicherheit, dem Selbſtbewußtſein und dem Selbſtvertrauen der 
japaniſchen Wirtſchaft, ſie deuten darauf hin, daß es ſich hier um 
etwas mehr handelt als eine Kriſe der Verträge von Ottawa, ſie 
laſſen vielleicht deutlicher noch als die Ereigniſſe ſelbſt erkennen, daß 
die Weltwirtſchaft Strukturwandlungen erfahren hat, wie wir es 
bisher noch nie erlebt haben. Welche Konſequenzen wird England 
hier ziehen? Wird es einen Handelskrieg mit Japan wagen und die 
eventuellen weiteren Konſequenzen auf ſich nehmen, oder wird es 
zur Stärkung feiner Poſition und zwecks weiterer wirtſchaftlicher 
Untermauerung des Empire die Ottawa-Verträge weſentlich ausbauen 
Oder wird es in 
Ideen Elliots ſagen: „Empire, laß 
fahren dahin, Englands Welthandel war einmal, England wird wie— 
der zu einem Induſtrie-Agrarſtaat? Wird Elliot der kommende Mann 
Englands ſein oder werden ſich in England noch einmal die Kräfte 
durchſetzen, ſür die das Wort gilt: Mein Feld iſt die Welt! Es 
ſind ſchickſalsſchwere Fragen, die hier nur aufgeworfen werden 
können. Die Entſcheidung dieſer Fragen wird nicht nur für England 
von ausſchlagender Bedeutung fein! W. Gr. 


Das Wiederaufleben erloſchener Anwartſchaften 


auf Grund des Deutſch⸗polniſchen 


Mit dem 31. Auguſt 1934 endet eine wichtige Friſt des Vertra— 
ges zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Republik Polen über 
So zialverſicherung vom 11. Juni 1931 (Bekanntmachung vom 31. 
Auguſt 1933 — Reichsgeſetzbl. II 1933 S. 645 —). Nach Artikel 38 
dieſes Vertrages können unter gewiſſen Vorausſetzungen erloſchene 
Anwartſchaften auf Antrag wiederhergeſtellt werden, ohne daß es der 
Nachentrichtung von Beiträgen für die Vergangenheit bedarſ. Es 
handelt ſich hierbei um ſolche Anwartſchaſten, die in der Invaliden— 
verſicherung, Angeſtelltenverſicherung oder knappſchaftlichen Penſions— 
verſicherung des einen Staates erworben und während des Aufent— 
halts des Verſicherten im Gebiet des anderen Staates erloſchen ſind. 
Iſt z. B. im Jahre 1925 ein Verſicherter der deutſchen Angeſtellten— 
verſicherung nach Polen verzogen und kann er die feit 1926 zur Er— 
haltung der Anwartſchaſt nach deutſchem Recht erforderlichen Bei— 
tragsmonate nicht nachweiſen, ſo daß alſo die Anwartſchaft während 
ſeines Aufenthalts in Polen erloſchen iſt, ſo kann er bis zum 31. 
Auguſt 1934 bei der Reichsverſicherungsanſtalt ſür Angeſtellte in 
Berlin-Wilmersdorf, Ruhrſtraße 2, die Wiederherſtellung der An— 
wartſchaft beantragen. In dieſem Falle wird die Anwartſchaft bis 
zum Tage des Inkrafttretens des deutſch-polniſchen Vertrages, dem 
1. September 1933, wiederhergeſtellt. Das gleiche gilt im umgekehr— 
ten Falle. War ein Verſicherter z. B. von 1925 bis 1927 in Polen 
verſichert und iſt er dann in das Gebiet des Deutſchen Reiches ver— 
zogen, fo kann er ebenfalls die Wiederherſtellung der in Polen er— 
worbenen Anwartſchaft beuntragen, wenn dieſe während ſeines 
Aufenthalts im Gebiet des Deutſchen Reiches erloſchen iſt. Auch 
in, dieſem Falle iſt die Antwartſchaft bis zum 1. September 1933 
wiederherzuſtellen. | 


Vertrages über Sozialverſicherung. 


Anträge auf Wiederherſtellung von erloſchenen Anwartſchaften 
aus der polniſchen Angeſtelltenverſicherung ſind an die Verſicherungs— 
anſtalt für Angeſtellte in Königshütte zu richten, ſie brauchen nicht 
in polniſcher Sprache abgefaßt zu werden. 1 

Vorausſetzung iſt in allen Fällen, daß die Anwartſchaft erſt nach 
dem 1. November 1918 und bei Verſicherten, die im oberſchleſiſchen 
Abſtimmungsgebiet (deutſchen oder polniſchen Teil) wohnten, nach 
dem 15. Juni 1922 erloſchen iſt. | 

Wenn die Vorausſetzungen erfüllt find, ift die Anwartſchaft 
ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit und den Wohnſitz des 
Antragſtellers wiederherzuſtellen. Ueber den Wiederherſtellungsantrag 
wird durch berufungsfähigen Beſcheid entſchieden. 

Auch wenn die Anwartſchaft wiederhergeſtellt wird oder wieder— 
hergeftellt werden kann, dürfen freiwillige Beiträge für die Zeit vom 
1. Januar 1924 bis zum Tage des Inkrafttretens des Vertrages, alſo 
bis zum 1. September 1933, ohne Rückſicht auf die nach innerſtaat⸗ 
lichem Rechte beſtehenden Friſten nachentrichtet werden. Auch dieſe 
Nachzahlung freiwilliger Beiträge iſt nur bis zum 31. Auguſt 1934 
zuläſſig. 

Es empfiehlt ſich, den Anträgen auf Wiederherſtellung der er— 
loſchenen Anwariſchaft ſämtliche Verſicherungsunterlagen und möglichſt 
eine amtliche Beſcheinigung darüber beizufügen, ſeit wann der An— 
tragſteller in dem Gebiet des anderen Staates, in dem er ſich alſo 
während des Erlöſchens der Anwartſchaft aufgehalten hat, wohnt. 


Denkt an unſere Stellungsiofen! 
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„Monatsweiſer“ 


9. Jahrgang. 


Der Kaufmann im Beruf. 


Große Kleinigkeiten beim verkauf. 


Die Werbung bereitet den Verkauf vor. Der Verkäufer führt 
ihn durch. Beſte und wohldurchdachte Anzeigen, eindruckſtarke Schau— 
fenſter oder preiswerte Waren werden nur zu einem Teilerfolg füh— 
ren, wenn es an der Verkaufsorganiſation mangelt. Wenn fehler— 
haft oder nicht rechtzeitig geliefert wird, wenn die Waren nicht um— 
aelaufcht werden können, wenn es an kauferleichternden Einrichtun— 
gen ſehlt, bleibt der Erfog aus. Dasſelbe tritt ein, wenn ungeſchulte 
Verkäufer vorhanden ſind, die gleichgültig ſtatt intereſſiert, täuſchend 
ſtatt wahr, überredend ſtatt überzeugend, drängend ſtatt überlegend, 
unſicher ſtatt warenkundlich, reſerviert ſtatt entgegenkommend, ratlos 
ſtatt beratend, bequem ſtatt kundendienend verkaufen, und die dem 
Kunden nur „Sachen“ ſtatt Freude, Zufriedenheit, Ideale, Glück und 
Annehmlichkeit zu bieten haben. Erfolgreich verkaufen heißt: alle 
dieſe großen Kleinigkeiten zuſammenzählen und reſtlos der Kunden— 
erhaltung und Kundengewinnung dienſtbar machen. Neben wir— 
kungsvollen Anzeigen, anſprechenden Schaufenſtern und preiswerten 
Waren iſt die gründliche Berufserziehung der Verkäufer von beſon— 
derer Wichtigkeit. Gediegene Warenkenntnis plus gute diplomatiſche 
Begabung plus feſten Willen, die Kunden zufrieden zu ſtellen, plus 
30 v. H. Rede und 70 v. H. Verſtand, — und der gute Verkäufer iſt 
fertig. Auf einem Rundgang durch die Geſchäfte einer Großſtadt 
wollen wir dieſen Verkäufer ſuchen. Bitte, begleiten Sie uns: 

Das Ergebnis des Beſuches im erſten Geſchäft war recht kläglich. 
Schon die Anrede iſt langweilig: „Iſt etwas gefällig?“ „Natürlich, 
ſonſt hätte ich Ihr Ladenlokal gar nicht betreten“, war meine Ant— 
wort! Dann die zweite Frage: „Mit was kann ich dienen?“ „Mit 
nichts“, erwiderte ich, ſprach's und ging. Stürzen Sie doch nicht wie 
eine aufgezogene Puppe auf den Kunden zu. Empfangen Sie ihn 
nicht mit fo abgedroſchenen und nichtsſagenden Redensarten. Si 
langweilen nur! Der Kunde von heute iſt nicht der von geſtern. Er 
iſt an die modernen Formen des Verkehrs gewöhnt. Er möchte vor 
allem die verſchiedenen Waren ungeſtört beſichtigen und wird Sie 
ſchon ſelbſt fragen, wenn er etwas wiſſen will. Warum haben Sie 
ſich keine Notizen gemacht, als der Kunde ſoeben das Geſchäft ver— 
ließ? Sie haben doch während der Unterhaltung ſo vieles erfah— 
ren, was Ihnen den Zugang zum Herzen des Kunden öffnet und 
Sie ſpäter verkaufsfördernd ausnutzen können. Wollen Sie das alles 
im Kopfe behalten? Sie müſſen Ihre Kunden ſtudieren und auf ihre 
Neigungen eingehen! Ihr Kollege macht es anders! Er hörte auf— 
merkſam zu, als der Kunde ſo begeiſtert vom Tennisſport ſprach. 
Das nächſte Mal begrüßt er ihn mit den Worten: „Guten Tag, Herr 
Brandes, was ſagen Sie zu dem Tournierergebnis M. T. T. C. gegen 
M. H. C.?“ So hat er den Kunden ſofort gefeſſelt und ſeine Auf— 
merkſamkeit erregt. Soeben hat ihm eine Dame beim Einkauf einer 
Eſſenz die Erkrankung ihres Kindes verraten. Beim nächften Beſuch 
erkundigte er ſich teilnahmsvoll nach dem Befinden des Kleinen. Das 
blieb nicht ohne Wirkung. Sofort fand er den rechten Weg zum 
Herzen der Mutter, der über das Kind führt. 


Wir betreten das zweite Geſchäft. Viele Kunden. Langes er— 
müdendes Warten. Kaufwiderſtände, die dank der zugkräftigen An— 
zeige und der ſeſſelnden und eindrudsftarfen Schaufenſterdekoration 
vor dem Oeffnen der Ladentür glücklich überwunden wurden, tauchen 
wieder auf. Nicht einmal ein Stuhl zum Ausruhen wird angeboten. 
Die Folge iſt zunehmende Ermüdung und ſinkende Kaufſtimmung. 
Endlich iſt der Kunde an der Reihe: „Bitte, ein Nachmittagskleid!“ 
„In welcher Preislage darf es ſein? Zu 15, 20, 25 RM. oder darf 
es vielleicht etwas Beſſeres ſein?“ „Natürlich etwas Beſſeres, das 
Schlechte können Sie ſelbſt behalten“, war die treffliche Antwort des 
Kunden. War dieſe Antwort nicht richtig? Es gibt nur Beſſeres, weil 
ein Geſchäft nichts Schlechtes führt. Warum ſagte der Verkäufer 
nicht: „Etwas ganz Apartes, Hochwertiges oder Beſonderes?“ Klingt 
das nicht ſchon ganz anders? 

Dann, wie abſcheulich, zuerſt den Preis nennen und den Kun— 
den ſagen, was er opfern muß, bevor der Kunde recht weiß, was er 
gewinnt! Die Verkaufsverhandlung beginnt ja dann ſchon in einer 
unluſtigen Stimmung. In einer ſpannenden Freude betrat der Kunde 
das Geſchäft; wie eine kalte Duſche mußte er es empfinden, zuerſt 
an den Preis erinnert zu werden. Oder haben Sie den Preis ge— 
nannt, um zu erfahren, über welche Mittel der Kunde verfügt? Neh— 
men Sie ſich in acht, lieber Verkäufer! Warum halten Sie dem 
Kunden gleich zu Beginn ſeines frevelhaften Vorhabens die Nach— 
teile der geplanten Anſchaffung vor, und erſt viel ſpäter darf er von 
den Vorteilen erfahren? Wiſſen Sie nicht, daß ein Kauf nur dann 
zuſtande kommt, wenn das freudige Gefühl am Beſitz der Ware das 
mit der Zahlung des Kaufpreiſes verbundene Opfer überwiegt? Ein— 
käufe ſind Stimmungsſache. Den Preis nennen Sie erſt, wenn der 
Kunde danach fragt! 


Halt, was machen Sie nun ſchon wieder? Sie werfen zwanzig 
verſchiedene Konfektionsſtücke auf den Ladentiſch und fordern den 
Kunden auf, aus dem Zeug etwas auszuwählen; jedes Stück koſte 
nur 4,80 RM. Warum rücken Sie die Ware nicht ins richtige Licht? 
Sie ſind ja nur ein Handlanger und kein Verkäufer, mein Herr! Tote 
Sachen bieten Sie, anſtatt Freude, Glück, Vergnügen, Ideale und 
Annehmlichkeit. Sie müſſen Stimmung für und um die Ware machen, 
Sie dürfen den Verkauf nicht dinglich, ſondern müſſen ihn lebendig 
und perſönlich geſtalten. Wie Sie das erreichen? Sehr einfach. 
Sie müſſen den Mantel auseinanderbreiten, die Ware durch den Kun— 
den befühlen laſſen, um feinen Körper legen, dann den Mantel an— 
ziehen laſſen und dem Kunden dabei helfen, einen Spiegel vor ihm 
aufſtellen, ihm erzählen, wie gut ihn dieſer Stoff kleidet, wie ſchön er 
ausſieht, welche Freude er am Beſitz erleben und welchen Eindruck 
er hervorrufen wird. Verkaufen Sie alſo nicht Mäntel, ſondern per— 
ſönliche Erſcheinung! So legen Sie Stimmung um die Ware, Io laſſen 
Sie die tote Ware lebendig und perſönlich wirken, ja, mit einem Wort: 
Sie verkaufen. 

„Sonſt noch etwas gefällig?“ Wie ungeſchickt iſt ein ſolche Frage. 
Sie beſtehlen ja durch ſolche leeren Sätze geradezu Ihr Geſchäft. Wie 
ſoll der Kunde wiſſen, was er noch brauchen könnte. Er iſt viel zu 
träge, darüber nachzudenken. Auch kann er ja gar nicht wiſſen, was 
Sie noch an paſſenden Waren haben. Machen Sie ihre Schubladen 
auf. Sie müſſen für den Kunden denken und ſprechen. Nutzen Sie 
die Zeit, ſolange der Kunde noch vor Ihnen ſteht. Und am Schluß, 
meine ſehr geehrten Verkäufer, ſchlagen Sie noch eine Brücke zum 
nächſten Einkauf! Der Kunde darf das Geſchäft nicht verlaſſen. 
ohne das Gefühl mitzunehmen, datz Ihr Laden — „ſein“ Laden iſt: 
dem Kunden muß bewußt werden, daß die Zahlung des Preiſes 
für dieſe Ware, die er bei Ihnen kauft, kein Opfer für ihn bedeutet, 
ſondern einen Vorteil. So haben Sie einen Dauerkunden gewonnen. 
der nicht auf Sie hereingefallen iſt, ſondern dem Sie durch die Güte 
Ihrer Ware und durch Ihre Warenkenntnis wirklich geholfen haben. 

Fr. M. 


Haben Sie ſonſt noch etwas vereinbart! 


Es kommt im kaufmänniſchen Verkehr oft vor, daß nebenher 
noch manches vereinbart wird, was in einem damit zuſammenhän— 
genden ſchriftlich oder urkundlich niedergelegten Kaufvertrag nicht 
ſteht. Zunächſt ſcheinen die Vertragsgegner ſich über alle Punkte 
einig zu ſein; erſt ſpäterhin entſtehen daraus oft Prozeſſe ſchwieri— 
ger Art, in denen es ſich häufig um die Frage dreht, ob dieſe neben— 
bei getroffenen Vereinbarungen von rechtlicher Bedeutſamkeit ſind 
oder nicht. Unter Nebenabreden im rechtlichen Sinne ſind Abreden 
zu verſtehen, die von den Vertragsgegnern im Zuſammenhang mit 
einem urkundlich oder ſchriftlich niedergelegten Vertrag getroffen 
werden, ohne daß ſie in die Urkunde oder Niederſchrift ſelbſt auf— 
genommen worden ſind. Der Inhalt der Nebenabrede ſtellt wohl in 
den allermeiſten Fällen nur eine Ergänzung des in ſchriftlicher oder 
urkundlicher Form niedergelegten Vertrages dar. Der Inhalt der 
Nebenabrede kann jedoch auch mitunter mit dem des Vertrages in 
Widerſpruch ſtehen. 

Nach der reichsgerichtlichen Rechtſprechung iſt ein Nachweis von 
Nebenabreden bei Kaufverträgen grundſätzlich zuzulaſſen. Das Reichs— 
gericht hat in einer grundlegenden Entſcheidung ausgeführt, daß 
jeder ſchriftlich oder in gerichtlich oder notariell beurkundeter Form 
niedergelegte Vertrag die Vermutung der Vollſtändigkeit und Rich— 
tigkeit für ſich hat. Aus dieſem Grundſatz folgt, daß diejenige Ver— 
tragspartei, die ſich auf eine Nebenabrede beruft, immer die Beweis— 
laſt trägt, das heißt, ſie muß den Nachweis der Nebenabrede führen. 
Sie muß alſo nachweiſen, daß die Parteien im Zeitpunkt des end— 
gültigen Vertragsſchluſſes an der Nebenabrede feſtgehalten haben und 
ſie ſomit zum Beſtandteil des Vertrages haben machen wollen. Der 
vom Reichsgericht geforderte Nachweis, daß die Vertragsurkunde 
unvollſtändig ſei, wird praktiſch nur dadurch erbracht werden können, 
daß dargelegt wird, warum die Nebenabrede nicht in die Urkunde 
aufgenommen worden iſt. Die nachweispflichtige Partei wird daher 
gut tun, die weiteren Umſtände aufzuzeigen, aus denen ſich die Nicht— 
aufnahme der Nebenabrede in dem Vertrag erklärt. Die Führung 
eines ſolchen Nachweiſes dürfte jedoch in der Praxis oft großen 
Schwierigkeiten begegnen. Eine Berufung auf Nebenabreden iſt 
jedoch, wenn ein Vertragsabſchluß ſchriftlich beſtätigt worden iſt, aus— 
geſchloſſen. 

Ein Beiſpiel hierfür: Ein Kaufmann hat ſeiner telephoniſchen 
Zuſage einen Vorbehalt beigefügt; er hat jedoch dem Beſtätigungs— 
ſchreiben, das tags darauf ‚feine telephoniſche Zuſage ohne Erwäh— 
nung des Vorbehalts wiedergegeben hat, nicht unverzüglich wider— 
ſprochen und kann ſich daher nicht auf die Nebenabrede, nämlich den 


9. Jahrgang. 


An die Ortsgruppenführung. 


Es müſſen ſchon jetzt Vorbereitungen für die Berufsbildungs- 
arbeit im Herbſt 1934 getroffen werden. Auch in dieſem Jahre 


wollen wir planmäßig arbeiten. An die Führung aller Orts⸗ 
und Jugendgruppen ergeht der Ruf, bereits Anfang Auguſt 
Arbeitspläne auszuarbeiten. Am 1. September d. Js. muß 
unſere Berufsbildungsarbeit in allen Gliederungen beginnen. 


Vorbehalt, berufen. Gibt ein Beſtätigungsſchreiben den Vertrag arg- 
liſtig falſch wieder, ſo iſt, auch wenn das Beſtätigungsſchreiben un⸗ 
widerſprochen geblieben iſt, die Berufung auf mündliche Nebenabreden 
zuläſſig. Aus dieſen Darlegungen ergibt ſich, daß mündliche Neben- 
abreden bei Kaufverträgen den Kaufmann oft in unerwünſchte Pro— 
zeſſe verwickeln können. Dies läßt ſich aber vermeiden, wenn der 
Kaufmann Nebenabreden eben in derſelben ſchriftlichen oder notariell 
beurkundeten Form, wie den Kaufvertrag ſelbſt, niederlegt. R. Z. 


Können Sie ſich daran erinnern! 


Sich rechtzeitig einer Sache erinnern, iſt wohl eine der wich⸗ 
tigſten Fähigkeiten des tätigen Kaufmannes. Es handelt ſich um 
eine tägliche und ſtündliche Geiſtesgegenwart. vor der die klägliche 
Rede: „Das habe ich leider vergeſſen“, wie ein ſchlimmes Gebrechen 
erſcheint, wenn auch die lahme Entſchuldigung nachhinkt: „Ich hatte 
anderes zu denken und zu tun, und übrigens iſt kein Menſch un« 
fehlbar.“ Im Leben haben die Unterlaſſungsſünden oft üble Folgen. 
und den rechten Augenblick verſäumen, iſt meiſt ebenſo ſchlimm wie 
die ärgſte Uebeltat. Die Fähigkeit des Erinnerns lehrt man an fei» 
ner Schule. Im Gegenteil, gerade der Profeſſor läßt den Regen- 
ſchirm ſtehen und vermißt die Brille, die ihm auf der Naſe ſitzt. 
Kluge Eltern haben oft unbewußt die richtige Sachlage erkannt, 
wenn fie zum Beiſpiel die Kinder dazu anhalten, ſich die Geburts— 
tage der Verwandten einzuprägen, um rechtzeitig Glückwünſche vor⸗ 
zubringen und auch andere ähnliche Aufmerkſamkeiten im Familien⸗ 
kreiſe den Kindern zum „Behalten“ aufgeben. Auch im Berufsleben 
ſagen häufig die Betriebsführer zu ihren ſogenannten „rechten Hän— 
den“: „Bitte erinnern Sie mich an dieſen Vorgang nächſte Woche!“ 
Wer im Leben Erfolge erzielen will, braucht alſo im Kopfe ſo eine 
Art Weckuhr. Freilich iſt wohl auch die auf die Spitze getriebene 
Bereitſchaft mit einer Sorge verknüpft, die, vereint mit der durch 
neue Erfindungen und die Verkehrshaſt notwendig gewordenen Auf 
merkſamkeit, an unſeren Nerven zerrt. Der Kaufmann darf ſich rüh⸗ 
men, in der Tugend des Erinnerns vorbildlich zu wirken. Er er— 
zieht ſich und ſeine Gefolgſchaft zur Umſicht und Geiſtesgegenwart, 
auch dazu, fich ſelbſt fortgeſetzt zu überwachen. Zugleich ſinnt er 


über Methoden nach, die ſein Gedächtnis entlaſten können. Grund— 
ſatz muß fein, möglichſt nichts auf ſpäter zu verſchieben. Alſo täg⸗ 
lich aufarbeiten, den Schreibtiſch immer in Ordnung haben. Das er— 
möglicht Denkpauſen, alſo geiſtige Erholung. J. Fk. O. 


Bewerbungsſchreiben find keine Romane. 


Viele Stellenangebote enthalten den Vermerk, daß die Bewerber 
ſich handſchriftlich bewerben ſollen. Das iſt peinlich für diejenigen, 
die zum ungewohnten Federhalter greifen müſſen und peinlich für 
die, welche die Haufen von Papieren durchzuſehen haben, um zu ent— 
ſcheiden und zu wählen. Der Forderung nach Handſchriftlichkeit liegt 
das richtige Gefühl zugrunde, daß aus der Handſchrift eines Men— 
ſchen ſein Weſen und ſein Charakter ſich offenbare, ein Gefühl, das 
durch die zur Modewiſſenſchaft gewordene Graphologie beſtärkt wurde. 
Ohne etwas gegen die Charakterdeutung aus der Schrift ſagen zu wollen, 
die durch die Unterſuchungen von Ludwig Klages endlich den ihr gebüh— 
renden Rang erhalten hat, muß auch hier geſagt werden: In der 
Hand Unberufener kann die Graphoſogie mehr Unheil anrichten als 
Gutes tun. Wenn ein ſonſt harmloſer Menſch. guter Kaufmann an 
feinem Platz, anfängt, Menſchenwahl und Menſchenſührung von 
feinen mehr oder weniger lückenhaften Kenntniſſen der Schriftdeutung 
abhängig zu machen, dann wird er gemeingeſährlich. Auch grapholo— 
giſche Inſtitute mit ſolchen Unterſuchungen zu betreuen, iſt gefährlich, 
wenn nicht gans erſtklaſſige Graphologen zur Verſügung ſtehen. 
Denn dieſe Kunſt iſt zum größten Teil Begabung und Intuition. Nur 
das grobe Handwerkszeug kann erlernt werden. Aber ſchon die Kom— 
bination widerſprechender Schriftmerkmale entzieht ſich der Lehre. 
Deshalb ſchadet es gar nichts, wenn der handſchriftliche Teil der Be: 
werbung nach Möglichkeit klein gehalten wird. Dazu kommt noch ein 
zweites: Das, was man gemeinhin als den Lebenslauf bezeichnet, 
(gemeint ift meiſt nur der Bildungsgang), kehrt in allen Bewerbungs— 
ſchreiben wortwörtlich wieder. Dieſer Teil kann alſo ohne weiteres 
mit der Maſchine geſchrieben, vervielfältigt und dem eigentlichen 
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Schreiben neben den anderen Anlagen beigefügt werden. Damit iſt 
beiden Teilen geholfen: Der Stellenſuchende wird der quälenden 
Schreiberei enthoben und der Beurteiler hat nicht nötig, ſich in end— 
loſer Arbeit durch die Menge der eingehenden Schreiben hindurch— 
zuwühlen. Er lieſt den weſentlich verkürzten handſchriftlichen Be— 
werbungsbrief, der nur die markanten Daten aus dem Bildungsgang 
wiederholt, erhält dadurch, auch graphologiſch, ein Bild von dem Be— 
werber und zieht nur zur Ergänzung die ihn beſonders intereſſieren— 
den Punkte aus dem Bildungsgang hinzu. Dieſer muß deswegen 
überſichtlich und ſyſtematiſch geordnet ſein. Ueberſchrift: Mein Bil— 
dungsgang, genügend breiten Heftrand ſtehenlaſſen, dann eine breite 
Vorſpalte, in der folgende Angaben zu finden ſind: Geburtstag und 
ort, Schulzeit, Lehrzeit, Berufsſchule. Abendlehrgänge, erſte Gehilſen— 
ſtellung, zweite Gehilfenſtellung, beſondere Kenntniſſe und Fertigkei— 
ten. Die Angaben zu den einzelnen Punkten beginnen alle in glei— 
cher Entferung vom Rande, ſo daß ein zuſammenhängender Schriftſatz 
entſteht, der ſeine Gliederung und Ueberſicht von den davorgeſetzten 
Angaben enthält. Der Leſer wird ſo in die Lage verſetzt, das ihm 
gerade wiſſenswert Erſcheinende ſchnell herauszufinden, ohne in hand— 
geſchriebenen Romanen herumſuchen zu müſſen. Die Forderung nach 
Handſchriftlichkeit wird aber nicht aufgehoben, ſondern nur auf das 
eigentliche Bewerbungsſchreiben beſchränkt. Das nimmt auf dieſe 
Weiſe nur noch Dinge auf, die unmittelbar mit der vorliegenden 
Bewerbung zuſammenhängen, wie Bezugnahme auf eine Veröffent— 
lichung oder ein Geſpräch, Gehaltsforderung, Angaben über beſondere 
Eignung oder Namen von Gewährsmännern. Der allgemeine Bil— 
dungsgang erhält ſo eine ähnliche Stellung wie die beglaubigten 
Zeugnisabſchriften, alſo Beilage und Erläuterung des Bewerbungs— 
ſchreibens, zumal dieſes von allem Kleinkram, wie Daten oder Na— 
men, entlaſtet wird. Wenn dann noch ein liebenswürdiges Lichtbild 
den Eindruck des Klaren und Ueberſichtlichen unterſtreicht, iſt der 
Weg für die engere Auswahl freigemacht morden. Wer übrigens 
ein gutes Büchlein braucht, um noch mehr über Bewerbungsbriefe 
zu leſen, ſchafſe ſich das Buch von Alfred Gürteler „Neue Stellung 
durch richtige Bewerbung“ zum Preiſe von 1 RM an; es iſt in 
jeder Buchhandlung zu beſtellen. Man meint häufig, man brauche 
ſolche Hilfsſtellungen nicht; wer aus dieſem Irrtum herausſinden will, 
folge unſerem Rat. Dar 


Sprecht einfach und klar. 


Haben Sie ſchon einmal als Unbeteiligter einer Unterhaltung 
von zwei oder drei Menſchen zugehört? Sie ſollen ſich zwar nicht 
jenen berühmten Lauſcher an der Wand zum Vorbild nehmen, der 
ſeine eigene Schand' hörte, doch belauſchen Sie einmal eine Unter— 
haltung oberflächlich ſchwatzender Menſchen! Sie werden als Un— 
beteiligter überraſcht ſein. Sie werden darüber erſtaunt ſein, wie 
wenig klar und beſtimmt, ja, wie unlogiſch und ſchwulſtig ſich häufig 
die Menſchen unſerer Städte unterhalten. Nun iſt das Leben ia nicht 
logiſch, aber das iſt kein Grund, daß wir ſelbſt beſonders undiſzipli⸗ 
niert im Sprechen und in der Unterhaltung ſind. Wir Menſchen 
reden häufig aneinander vorbei. Im herzlichen Einvernehmen einer 
Sonntagsunterhaltung kann es vorkommen, daß Berichte über irgend— 
ein Erlebnis, eine Reiſe, ein Buch, eine Arbeit beim Zuhörer völlig 
andere Vorſtellungen hervorrufen als ſie dem Erzähler in Er— 
innerung ſind. Bei Unterhaltungen während der Arbeit über Be— 
rufsdinge ſtellen wir plötzlich feſt, daß der eine etwas ganz anderes 
verſtanden hat, als man ſelbſt meinte. Achten Sie einmal beim 
Telephonieren darauf, wie ſchwer es iſt, ſich knapp, kurz und klar ver— 
ſtändlich auszudrücken. Achten Sie auch während Ihrer Ferienzeit 
auf dem Lande darauf, daß der einſame Bauer, ſeine Frau, ſein 
Vater wenig ſpricht, aber meiſtens die karge Unterhaltung außer— 
ordentlich klar und beſtimmt führt. Das muß doch einen Grund 
haben. Wenn wir ſoeben noch geneiat waren, nach dem Muſter 
der Rednerſchulen eine Schule für Unterhaltungskunſt zu empfeh⸗ 
len, ſo laſſen wir nach dem Beiſpiel vom Bauern und ſeiner kargen 
aber klaren Sprache die Finger davon. Die Klaviatur der Geſchwätzig⸗ 
keit brauchen wir nicht zu vergrößern. Auch nicht im Arbeits» 
leben. Klares Sprechen ſetzt vielmehr klares Denken voraus. Fer— 
ner einen Reichtum an Wörtern, die ausgetauſcht und für verſchiedene 
Schattierungen des Ausdrucks gebraucht werden können. Der 
Sprachſchaß der Menſchen iſt durchaus verſchieden, aber er beſteht 
nicht losgelöſt vom Denken. Das Denken des Menſchen iſt aber auch 
keine Apparatur, die man den Lehrern und Schulen zum Auf— 
polieren verſchieden lange ausliefert, ſondern das Denken wächſt aus 
der ganzen Kraft, die der einzelne Menſch verkörpert. Es gibt 
kein Denken an ſich. So wie das Blut, ſo iſt das Denken, ſo iſt die 
Sprache. Dieſes vorhandene und mit dem Menſchen wachſende Den— 
ken können wir aber durch Uebung und Arbeit ordnen. Wer Bud: 
haltung lernt, lernt Logik, wer fremde Sprachen ſtudiert, lernt Den— 
ken, wer Büromaſchinen flott bedienen kann, lernt feine Gedanken 
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konzentrieren. Unterhaltung, Verhandlung, Sprechen im kleinen 
Kreis lernt man nicht in Schulen. Der elegante bürgerliche „Cauſeur“ 
der Vorkriegsromane iſt kein Idealbild für uns. Schult euer Den— 
ken durch Studium fremder Sprachen; faßt euch ſtets kurz, ſtreicht 
Wörter, die nur füllen, die aber leer und unweſentlich ſind, ſprecht 
ſie gar nicht erſt aus; hört genau zu, was der andere ſagt, denn 
Zuhören iſt keine Kunſt; laßt nicht einen Gedankenfaden abreißen, 
ohne ihn abgeſchloſſen zu haben; ſpringt nicht von einer Idee auf 
eine andere, denn ſo zahlreich ſind die Ideen gar nicht. Dadurch 
braucht die Unterhaltung oder geſchäftliche Beſprechung keineswegs 
langweiliger als ſonſt zu werden. Das müßten merkwürdige Männer 
ſein, die nur deshalb nicht langweilig ſind, weil ſie unlogiſch und um— 
ſtändlich denken und ſprechen. Zu jeder Beſprechung, zu jeder Unter— 
hultung gehört Sammlung. Wir müſſen alle Gedanken um den 
einen Gedanken ſammeln, der ausgeſprochen werden ſoll. Und als letz— 
tes: Jeder Gedanke muß erarbeitet worden ſein, wenn er ausge— 
ſprochen wird. Deshalb führen auch nicht auswendig gelernte Ver— 
kaufsgeſpräche zum Ziel, ſondern nur eine Berufserziehung, die das 
Denken ordnet und ſpannt und in den Dienſt des Volkslebens ſtellt. 
Denken iſt Dienen. Sich klar und ſauber unterhalten und BEN 
liche Unterredungen führen können, iſt dann leicht. W. O 


Schnellſchreiben. 


. ad, Bus machen Ihre Kurzſchrift-Leiſtungen? 

B.;: Ich habe jetzt gerade einen Anfängerlehrgang der Hamburger 
Kaufmannsſchule in der Kurzſchrift beendet und möchte eigentlich erſt 
einmal bis zum Herbſt ausſetzen, ehe ich weiterarbeite. Im Som— 
mer hat man ja doch nicht viel Luſt dazu. 

J.: Das läßt ſich begreifen. Aber wenn es nach der „Luſt“ 
gehen ſoll, werden Sie es vermutlich nicht weit bringen. Glauben 


Sie nicht, daß Sie bis zum Herbſt vieles wieder vergeſſen haben 
werden? 
B.: Ich will ja zu Hauſe alles wiederholen. 


J.: Daraus wird beſtimmt nicht viel werden. Ich würde an 
Ihrer Stelle eine Sache zu Ende führen, alſo in Kurzſchrift nicht eher 
eine Unterbrechung eintreten laſſen, bis ich 150 Silben ſchreiben kann. 

B.: Wenn das nur ſo einfach wäre! Ich habe jetzt ein halbes 
Jahr Unterricht und ſchreibe knapp 60 Silben in der Minute. Wie 
lange ſoll das denn dauern? 

J.: Ein Jahr müſſen Sie allerdings mindeſtens tüchtig arbeiten, 
ehe das Ziel erreicht iſt. Seien wir ehrlich: Haben Sie außer 
den Unterrichtsſtunden viel getan? 

B.: Allerdings kaum. Sie wiſſen ja, 
bleibt. 

J.: Dann können Sie ſich über Ihre langſamen Fortſchritte auch 
nicht wundern; um ſo weniger Ausſicht dürfte beſtehen, daß es 
mit Ihrem Selbſtſtudium etwas wird, und ich fürchte, Sie werden 
im Herbſt von vorn anfangen müſſen, wie ich es ſo oft bei unſern 
Berufskameraden erlebt habe; das Geld für den Anfängerlehrgang 
hätten Sie dann ruhig fparen können. 

B.: Ich würde ja den Lehrgang der höheren Stufe beſuchen, 
aber wie weit bin ich dann nach einem Vierteljahre? 

J.: Sie dürfen nicht zu viel verlangen: wenn Sie aber zweck— 
mäßig arbeiten, könen Sie wohl auf 100 Silben in der Minute kom⸗ 
men. 

B.: Und was verſtehen Sie unter zweckmäßigem Arbeiten? Es 
müßte doch genügen, wenn mir nur recht viel diktiert wird, dann 
muß doch die Geſchwindigkeit von ſelbſt “ommen. Und diktieren 
kann mir doch mein Freund auch. 

J.: Dieſe Anſicht iſt in der Tat weit verbreitet. Aber ich 
möchte Sie zunächſt fragen: Beherrſchen Sie alle Zeichen, Kürzun— 
gen und Schreibregeln vollſtändig? 

B.: Wohl kaum. Die Hauptſache iſt doch aber, 
Geſchriebene wieder leſen kann. 

J.: Selbſtverſtändlich. Man kann alſo ruhig alles verkehrt 
ſchreiben, die Zeichen ungenau oder falfh, Kürzungen nicht beach— 
ten, Regeln nicht anwenden — nicht wahr? 

B.: So habe ich es natürlich nicht gemeint. 
ſchreibt, deſto beſſer wird man es ſoſen können. 

J.: Allerdings. Was wird nun wohl die Folge ſein, wenn Sie 
ſich immer nur diktieren laſſen am laufenden Band? Sie lernen nichts 
dazu, da Sie ja immer wieder dieſelben Fehler machen. Dafür ver: 


wie wenig Zeit mir 


daß man das 


Je richtiger man 
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derben Sie ſich beſtimmt Ihre Schrift, denn jeder möchte nur mög— 
lichſt raſch Schnellſchreiben lernen. 

B.: Was mürden denn Sie tun? 

J.: Es gibt nur einen Weg, der mit Sicherheit zum Erfolg führt: 
langſam und richtig ſchreiben. Je langſamer Sie ſchreiben, deſto 
ſchnellere Fortſchritte werden Sie machen. Aber freilich müſſen Sie 
planmäßig arbeiten. Das ganze Syſtem muß ſo lange wiederholt 
werden, bis Sie jedes beliebige Wort ſofort richtig ſchreiben können 
— die Schnelligkeit kommt dann ſchon, ſeien Sie ohne Sorgen! 

B.: Ich ſehe ſchon, daß ich allein kaum die notwendige Aus: 
dauer dafür aufbringen werde. 

J.: Das glaube ich auch. Fortſchritte macht man nur unter 
ſtändiger Nachprüfung der Leiſtungen. Da aber die meiſten Men: 
ſchen dazu neigen, die eigenen Leiſtungen höher zu bewerten, als ſie 
es verdienen, iſt ſchon aus dieſem Grunde Unterricht bei einem er— 
fahrenen Lehrer zu empfehlen. 

B.: Es müßte doch aber eigentlich genügen, wenn ich ein gutes 
Lehrbuch des Fortbildungsunterrichts mit Schlüſſel kaufe. 

J.: Gewiß iſt das ein Weg. Es gibt eine ganze Reihe brauch— 
barer Werke, wie das von Baier-Lang, und wir können es den 
Berufskameraden, die keine Gelegenheit haben, an einem Lehrgang 
teilzunehmen, durchaus empſehlen. Es iſt in Winklers Verlag in 
Darmſtadt erſchienen und heute das verbreiteſte Lehrbuch. 

B.: Dann verſtehe ich nicht, weshalb Sie mich durchaus zur 
Teilnahme am Unterricht überreden wollen. 

J.: Ich will Sie nicht überreden, ſondern überzeugen, nämlich 
davon, daß auch das beſte Lehrbuch immer nur Erſatz ſein kann für 
guten Unterricht. Sehen Sie: ein Lehrbuch kann, ſchon um nicht 
zu teuer zu werden, immer nur eine Auswahl bringen; es kann 
zwar alle Zeichen und Kürzungen zuſammenſtellen und Beiſpiele zu 
den Regeln bringen, daneben einige Leſe- und Schreibübungen. Ein 
tüchtiger Lehrer wird aber weit mehr tun können: Er wird nicht 
nur Ihre Hefte nachſehen, ſondern ſtändig ſeine Teilnehmer an die 
Wandtafel holen —, um ihnen hier immer wieder zeigen, wo ihre 
Hauptſchwächen liegen; wenn Fehler an der Tafel gemacht werden, 
wird er es nicht mit einer einmaligen Verbeſſerung genug ſein laſſen, 
ſondern ſofort zahlreiche ähnliche Wortbeiſpiele entweder ſelbſt nennen 
oder, noch beſſer, von ſeinen Schülern nennen und ſchreiben laſſen, 
bis dieſer eine Fehler zunächſt einmal ausgemerzt iſt. Er wird 
ſich aber nicht damit zufriedengeben, ſondern in den nächſten Stun: 
den auf dieſe Regel zurückkommen und ſie an neuen Beiſpielen an 
wenden 115 bis ſie völlig in Fleiſch und Blut übergegangen iſt. 
So werden ſeine Schüler ſehen, wie ſie von Stunde zu Stunde mehr 
Herr des Stoffes werden, bis ſie ſchließlich am Ende des Lehrganges 
völlig ſicher ſind. 

B.: Und wo bleibt das Schnellſchreiben? 

J.: Natürlich wird es in jeder Stunde geübt. aber es ſteht auf 
dieſer Stufe nicht im Vordergrund. Erſt wenn Sie völlig ſicher ſind, 
dann können Sie auch ſchnell ſchreiben; alles andere verführt ei 
Schludern und Raten. 

B.: Sie haben recht — ich werde Ki Nr für den Anſchluß⸗ 
lehrgang melden! H. J. 


Steckt euch Nahziele. 


Wir machen ſo häufig die Erfahrung, daß es nicht nur bequeme 
und träge Männer im Beruf und im Leben zu wenig bringen, ſon— 
dern daß auch fleißigen und ſtrebſamen oft gar kein Erſolg oder nur 
ein beſcheidenes Leben beſchieden iſt. „Das muß doch einen Grund 
haben“, ſagen viele von uns und ſuchen nach dieſem Grunde in mitter: 
nächtigen Beſprächen; inzwiſchen haben andere nicht fo quälende 
Ueberlegungen angeſtellt, ſondern gehandelt und Tatſachen geſchaffen. 
Wie machen ſolche Erfolgsmenſchen das? Benutzen ſie irgendein 
Geheimmittel, eine Erfolgsmethode oder fällt ihnen das Glück ein— 
fach in den Schoß? Ein Beiſpiel: Ich kenne in einer Hamburger 
Buchhandlung einen weißhaarigen Mann mit friſchem Geſicht und 
kräftigem Körper, der von ſich behauptet, er brauche nichts weiter 
als ſeinen ſchmalen Arbeitsplatz, um inmitten ſeiner Bücher ein 
Leben voll inneren Reichtums und voller Schönheit zu führen. Mit 
einer ſolchen Erkenntnis, die der geiſtig Schaffende ſich vielleicht in 
langen Jahren mühſam erringt, kann der junge Kerl nichts an— 
fangen; ſie läßt ihn unbefriedigt. Was der junge Menſch braucht, 
ſind Nahziele. Fleiß, Studium, Pünktlichkeit und Sauberkeit im 
Handeln müſſen auf nahe Ziele ausgerichtet werden. Ein Nahziel 
iſt die Teilnahme am Reichsberufwettkamof oder in der Kaufmanns— 
gehilfenprüfung. Ein Nahziel iſt es, zunächſt einmal nichts anderes 
als die polniſche Sprache, dieſe aber gründlich, zu lernen; es kommt 
gor nicht darauf an, ob das zwei Jahre oder noch länger dauert. 
Lehrbücher und Lehrgänge nennt jedem, der ſich darum bemüht, ſeine 
Ortsgruppe oder Geſchäftsſtelle. Selbſt in kleinen Städten gibt es 
Lehrkräfte, die ein Sprachſtudium ermöglichen. Und dann iſt ſchon 
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ein größeres Nahziel ſichtbar: Nach dem Sprachenſtudium in der 
Heimat Beſuch des Auslandes. Stellungen gibt es dort nicht wie 
Sand am Meer. Das Ausland ſchützt feine Arbeitsplätze vor Be— 
ſetzung durch Fremde, deshalb kann heute ein ſyſtematiſch aufgebau— 
tes Auslandsftudium nur über die für alle Mitglieder der Arbeits— 
front offenſtehenden Sprachenſchulen in London, Paris und Barce— 
lona führen. Nahziele ſoll man ſich aber auch im praktiſchen Be— 
rufsleben ſelber ſtecken, zum Beiſpiel: „Heute mußt du dieſe un⸗ 
angenehme Geſchichte mit dem Chef beſprechen“; „Bis morgen Abend 
habe ich mich zum Lehrgang über Außenhandelstechnik bei der Ham— 
burger Außenhandelsſchule angemeldet“; „Ende Juni werde ich die 
fünfundzwanzig Reichsmark geſpart haben, die zum Kauf des neuen 
Handbuches für den deutſchen Kaufmann aus der Hanſeatiſchen Ver— 
lagsanſtalt nötig ſind“, „Weihnachten 1934 veherrſche ich das Kapitel 
Zahlungsverkehr einſchließlich Deviſenbewirtſchaftung, das im Hand— 
buch ausführlich dargeſtellt ift.“ Solche und ähnliche Nahziele muß 
ſich jeder ſtecken, wenn der alte Adam, der Faulheit und Bequemlich— 
keit heißt, im Menſchen ſelber nicht die Oberhand gewinnen ſoll. 
Sich erreichbare Nagziele ſtecken, heißt: ſich ſelbſt kontrollieren. Sehr 
viel Fleiß und ſehr viel Streben verpufft, weil ziellos gearbeitet 
wird, und wenn ihr ſprecht: ja, aber ich habe mir doch dies und 
jenes Ziel geſteckt, dann war es meiſtens ein Fernziel, das gar zu 
oft unter der Betriebſamkeit des Tages verſchüttet wurde. Wer ſo 
weit geht, - ſich für jede Woche, für jeden Tag ein beſcheidenes Ziel 
zu ſtecken, der pirſcht ſich auch an ſein Fernziel heran. Das Leben 
beſteht aus Arbeit, und die Pauſen find kurz. Wer nach dem Nichts: 
tun ſtrebt, hat ſich ſchon ſelbſt verloren. W. L. 


Quer duch die Börſe. 


Die Börſenſprache iſt die Sprache des Wirtſchaftsliberalismus. 
Sie iſt ſchlecht, oft ungenau und undeutſch. Nicht dadurch iſt uns 
aber geholfen, daß wir neue Wörter an die Stelle der alten ſetzen, 
ſondern wir müſſen neue Menſchen erziehen. An die Stelle des 
reinen Finanzierungsdenkens muß das Arbeitsdenken treten. Darum 
geht es. Bei unſerem Streifzug quer durch Bank und Börſe fällt 
uns folgendes auf: 

Was find Blankoverkäufe? Blankoverkäufe heißen auch Blanko— 
abgaben oder Leerverkäufe. Es werden Waren, bejonders aber 
Wertpapiere, die man gar nicht beſitzt (in blanco), per Termin ver: 
kauft, weil man mit dem Fallen des Kurſes (Preifes) rechnet. Diele 
Verkäufer (Baiſſiers oder Fixer genannt, weil fie à la baiſſe ſpekulie⸗ 
ren) hoffen, die fo verkauften Waren oder Wertpapiere zum Erfül- 
lungszeitpunkt billiger zurückkaufen zu können. Beiſpiel: A. verkauft 
am 29. Auguſt per Ende (ultimo) September Efſekten zu 74 v. H. 
Angenommen, er habe richtig ſpekuliert, der Kurs ſei auf 70 v. H. 
gefallen. Nun deckt er ſich alſo am 30. September zu 70 v. H. im 
Kaſſamarkt ein und kann jetzt ſeiner Lieferungspflicht gegenüber dem 
1 Vertragsgegner nachkommen, der ihm vertragsmäßig zu 74 v. H. 
die Papiere abnehmen muß. — Und nun weiter: Was heißt à la 
hauſſe ſpekulieren? Diesmal läuft das Spiel umgekehrt. Der Hauſſier 
rechnet mit dem Steigen des Kurfes. Beiſpiel: Er kauft per ultimo 
Scptember Papiere zu 85 v. H., vielleicht ohne daß er genügende Bar: 
mittel beſitzt; er muß alſo am 30. Septbr. die Effekten abnehmen und 
ſeine Zahlungspflicht erfüllen. Wir nehmen an, daß feine Erwar— 
tungen ſich erfüllen und der Kurs auf 90 v. H. ſteigt. Der Hauſſier 
verkauft nun per Kaſſe zu 90 v. H. die termingekauften Wertpapiere, 
die ihm gemäß Terminabſchluß zu 85 v. H. geliefert werden müſſen. 


Bei der Beantwortung der Frage, was Prolongations: 
geſchäfte ſind, iſt zur Erklärung ein größeres Beiſpiel nötig. Die 
Prolongationsgeſchäſte verfallen in Report: und Leihgeſchäfte. Geht 
die Spekulation des Hauſſiers ſchief, alfe ſinkt der Kurs, fo muß er, 
da er meiſt nicht genügend Mittel zur Erfüllung hat, jemanden ſuchen, 
der für ihn Wertpapiere „hereinnimmt“; man ſagt auch in „Koſt“ 
nimmt, daher auch heißt das Prolongationsgeſchäft oft auch Koſt⸗ 
geſchäſt. Der Geldgeber, meiſt eine Bank oder ein Baifſier, über: 
nimmt dabei die Verpflichtung, die Wertpapiere am nächſten Monats- 
ende (bis dahin hofft der Hauſſier doch auf ein Steigen des Kurfes) 
zum gleichen Kurs ihm wieder zurückzuliefern. Das Geſchäft iſt alſo 
um einen Monat, ſelten um mehrere Monate, verlängert — pro— 
longiert worden. Nimmt der Hauſſier die Effekten von dem Geld— 
geber am Termin ab, ſo muß er neben dem von dieſem verauslagten 
Kaufpreis noch Zinſen von dem Betrag für die betreffende Zeit— 


ſpanne entrichten. Dieſen Zuſchlag nennt man Report. Es wird 
berechnet: 
f a“ ausmachender Betrag X Zinsſatz; 
Zinsvergütung = I a 
Kurs X Zinsſatz 


in v. H. (Report) * 100 x 
Beiſpiel: Rm. 400, — >< Aktien 150 v. H., Zinsſatz 4 v. H. 
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600 4 5 « E 
Report = 100 12 7 Rm. 2,—; oder im Hundertſatz ausgedrückt: 
150 X 4 
— — — 0 


( v. H. von RM 400,— RM 2.—). Bei feſtverzinslichen 
Werten zieht man den Stückzins davon ab. Uleberſteigen die Stück— 
zinſen die Leihzinſen, dann wird die Differenz dem Kunden zurück— 
vergütet. Dieſe Rückvergütung, die ſelten vorkommt, nennt man De 
port. — Spekulierte der Baiſſier fehl, jo kommt er ordentlich in die 
Klemme, denn er muß doch am Termin Papiere liefern, die er bis 
jetzt noch gar nicht beſitzt. Er iſt alſo genötigt, einen Dritten zu 
ſuchen, der ihm die Papiere gegen Bezahlung des Gegenwertes lie— 
ſert mit der Verpflichtung, ſie am nächſten Termin zum gleichen 
Kurs wieder zurückzunehmen (Leihgeſchäft.) Der Baiſſier hofft, an 
dieſem Ultimo dann ſein Glück zu machen. Der Dritte iſt meiſt eine 
Bank oder ein Hauſſier, der ſeine Papiere hergibt. 

Prämiengeſchäfte ſind Termingeſchäfte, in welchen ver— 
einbart wurde, daß der eine Vertragsteil gegen Zahlung einer 
Prämie (Reugeld) vom Vertrag zurücktreten kann und damit von 
der Erfüllungspflicht befreit wird. Das Verluſtriſikdo iſt damit auf 
den Betrag der Prämie begrenzt. Die Erklärung, ob Erfüllung oder 
Rücktritt gewünſcht wird, erfolgt am Prämienerklärungstag. Dieſer 
Tag wird für jeden Ultimo beſonders beſtimmt. Es gibt Vor- und 
Rückprämiengeſchäfte. Der Käufer einer Vorprämie hat das Recht, 
die Lieferung der Wertpapiere zum vereinbarten Kurs zu verlangen 
oder gegen Bezahlung der Prämie vom Geſchäft zurückzutreten. Der 
Käufer ift hier der „Wähler“ (er hat die Wahl zwiſchen Erfüllung 
und Rücktritt), der Verkäufer iſt der „Stillhalter“. Die Vorprämie 
notiert 3. B. 114/3 V, lies 114 dont 3, d. h. entweder muß der 
Käufer zu 114 v. H. die Efſekten kaufen, oder er kann gegen Be— 
zahlung von 3 v. H. Prämie darauf verzichten. Er wird zurücktre— 
ten, wenn das Papier 110 v H. notiert, allgemein, wenn es um mehr 
als den Prämienbetrag geſunken iſt. Bei dem Rückprämiengeſchäft 
iſt der Verkäufer der Wähler und der Käufer der Stillhalter. Bei— 
ſpiel: Notierung 128/4 R. Der Verkäufer hat das Recht, zu 128 
v. H. zu liefern oder gegen Bezahlung von 4 v. H. Prämie die Lie⸗ 
ferung zu unterlaſſen. Steigt der Kurs um mehr als 4 v. H., 
dann wird er die Prämie bezahlen. Daraus geht hervor, daß der 
Käufer einer Vorprämie à la hauſſe und der Verkäufer einer Rück⸗ 
prämie à la baiſſe ſpekuliert. Aus der Verbindung eines Vor- und 
Rückprämiengeſchäftes ergibt ſich das Stellagegeſchäſt (Stell 
geſchäft.) Der Käufer einer Stellage hat gegen Zahlung des Stell— 
geldes die Wahl, die Effekten zum vereinbarten (niederen) Kurſe zu 
liefern oder zum vereinbarten (höheren) Kurſe abzunehmen. Es gibt 
hier keinen Rücktritt vom Vertrag. Der Verkäufer hat ſtillzuhalten. 
Hat einer der beiden Vertragsgegner das Recht, die feſt gekauften 
oder feſtverkauften Poſten noch ein oder mehrere Male zum glei— 
chen Kurs am Erklärungstag nachzufordern bezw. nachzuliefern, 
handelt es ſich um das Nochgeſchäft. Eine Vergütung für das 
Recht, ache zu fordern, wird in den Kurs eingerechnet. Bei— 
ſpiel: Kauf per ultimo zu 78 v. H. mit „einmal Noch“. Die ver⸗ 
einbarte Menge muß zu 78 v. H geliefert werden; dabei kann der 
Käufer nochmalige Lieferung zum gleichen Kurs verlangen, was er 
tun wird, wenn der Kurs geſtiegen iſt. 

Zum Abſchluß noch eine Frage. Was bedeutet Exekution im 
Börſengeſchäft? Exekution bedeutet Vollſtreckung in jeder Hinſicht. 
Im Börſengeſchäft verſteht man darunter die zwangsweiſe Erfüllung 
(Regulierung) eines Vertrages. Häufigſter Fall: Dem ſäumigen Kon— 
trahenten (meiſt Blancoverkäufer) wird unter gleichzeitiger Andro— 
hung der Exekution eine Nachfriſt zur Lieferung der verkauften 
Effekten geſtellt. Liefert dieſer in der feſtgeſetzten Friſt nicht, ſo 
deckt fich der Gläubiger zu Laſten des Lieferungsſchuldners im Kaſſa— 
markt ein. Das Riſiko der Exekution dämpft den Wagemut der 
Terminſpekulanten, insbeſondere den der Blancoverkäufer. 


Behaltsabbau - Diktat in der Schwerinduſtrie. 
Der Schlichtungsausſchuß Kattowitz hat am 21. Juni d. J. 
nach mehrſtündiger Verhandlung in Abweſenheit der Arbeit— 
nehmerbeiſitzer folgenden Schiedsſpruch gefällt: 

Die Anfangs- und Endgehälter, Jahresſteigerungsſätze, 
Hausſtands⸗ und Kinderzulagen, die ſeit dem 1. Oktober 1933 
in der Gehaltstafel aufgeführt ſind, werden mit Wirkung vom 
1. Juli d. J. um 8 Prozent herabgeſetzt. Die Gehaltsſätze 
für Lehrlinge und Gehilfen in den Übergangsjahren bleiben 
unverändert beſtehen. Die Parteien haben ſich binnen fünf 
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Gewinn und Freude zugleich 


geben Ihnen die Studienfahrten der Deutſchen Angeſtelltenſchaft. 

Ausführliche Reiſepläne durch alle Dienſtſtellen oder unmittelbar 

gegen 10 Rpf. Schutzgebühr beim Hauptamt für Berufserziehung 
in Berlin W 57 


Tagen für die Annahme oder Ablehnung des Schiedsſpruches 
zu erklären. 

Wir haben gleich nach Verkündigung des Schiedsſpruches 
die Ablehnung ausgeſprochen. Außerdem iſt in der feſtgeſetzten 
Friſt ein Proteſttelegramm nach Warſchau abgeſchickt worden, 
in dem das Miniſterium erſucht wird, die Verbindlichkeits⸗ 
erklärung des Schiedsſpruches nicht auszuſprechen. 
haben auch verſchiedene Angeſtelltenabordnungen bei den zus 
ſtändigen Miniſterien vorgeſprochen und die Ungültigkeits⸗ 
erklärung des Schiedsſpruches gefordert. Auch die Angeſtellten 
verſchiedener Werke haben Proteſtſchreiben und Proteſt-Tele— 
gramme an die zuſtändigen Behörden weitergeleitet. Bis zur 
Stunde iſt eine Entſcheidung von den zuſtändigen Miniſterien 
nicht getroffen worden. Wir werden unſere Berufs kameraden 
zu gegebener Zeit unterrichten. 


Gehaltsverhandlungen in der weiterverarbeiten- 
Metallinduſtrie. Im vergangenen Monat führten wir mit 
der Arbeitgebervereinigung dieſer Induſtrie verſchiedene Ver— 
handlungen über den Neuabſchluß eines Tarifvertrages und 
über andere Fragen durch. Leider ſind dieſe gemeinſamen 
Beſprechungen zu keinem Abſchluß gekommen. Auch hier 
mußte wiederum der Schlichtungsausſchuß entſcheiden, den die 
Arbeitgeber angerufen hatten. Wir geben den Wortlaut der 
am 29. Mai und 13. Juni d. J. gefällten Schiedsſprüche des 
Schlichtungsausſchuſſes Kattowitz: 

1. In der Streitſache der Verlängerung des Manteltarif— 
vertrages und der Einbehaltung der Steigerungsſätze wird 
eine nochmalige Verhandlung angeſetzt. Bis zu der Anberau— 
mung des neuen Termins haben die Tarifvertragsparteien dem 
Schlichtungsausſchuſſe einen Vertrag vorzulegen, der einen gleich⸗— 
lautenden Wortlaut hat und alle ſeit 1920 getroffenen Aen⸗ 
derungen umfaßt. 

2. Der Schlichtungsausſchuß verlängert den Tarifvertrag für 
die Angeſtellten in der weiterverarbeitenden Metallinduſtrie 
nach dem abgeänderten Wortlaut vom 12. Juni 1934 bis zum 
30. Juni 1935. Die im Tarifvertrage und der Gehaltstabelle 
enthaltene Regelung über die Zahlung der Jahresſteigerungs— 
ſätze wird derart abgeändert, daß die Jahresſteigerungsſätze 
für die Zeit vom 1. Juni 1934 bis 30. Juni 1935 einbehalten 
werden. 

Die Arbeitgeber haben den letzten Schiedsſpruch ange— 
nommen, die Verbindlichkeitserklärung iſt bis zur Stunde nicht 
ausgeſprochen worden. 

Der Tarifvertrag hat nun eine einheitliche Faſſung erfahren 
und gilt vom 13. Juni d. J. bis zum 30. Juni 1935. Wir 
konnten in den Verhandlungen erreichen, daß für alle Tarif— 
angeſtellte die 5-Gruppenteilung vereinbart wurde. Dadurch 
iſt eine beſſere Eingruppierung für unſere Berufskameraden 
erzielt worden. 


Mitteilungen 


Bericht über unſere Veranſtaltungen. Unſere Orts⸗ 
gruppen haben im Monat Juni und Juli d. Js. verſchiedene 
Veranſtaltungen durchgeführt, über die uns nähere Berichte 
fehlen. Wir denken dabei beſonders an die in unſeren Glie— 
derungen durchgeführten Beſichtigungen, Ausflüge ujw. Wir 
bitten die Ortsgruppenführung auch vor allem die Schriftführer, 
uns kurze Berichte über den Verlauf der Veranſtaltungen 
recht bald zuzuſenden. Wir nehmen jeden Bericht gern auf. 
Unſere Monatsſchrift iſt ja auch dazu beſtimmt, allen Mit⸗ 
gliedern Aufſchluß über unſere Arbeit zu geben. Die Bericht— 
erſtattung in unſerem Monatsweiſer und auch in den Tages— 
zeitungen iſt Werbedienſt für unſere Gemeinſchaft. 


Veranſtaltungen des Deutſchen Kulturbundes. 
Der Deutſche Kulturbund veranſtaltet in der Zeit vom 6. bis 
14. Auguſt d. Js. im Logenſaal in Katowice, ul. Teatralna 2 
einen 4. Lehrgang für Leibesübungen. Die Durchführung 
übernimmt Herr Dulaws hi. Der Lehrgang dient der 
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Ferner 


9. Jahrgang. 


Schulung von Leitern und ſtrebt ſowohl theoretiſche als auch 
praktiſche Ausbildung an. Falls es gewünſcht wird, ſoll der 
Kurs für männliche und weibliche Teilnehmer getrennt durch— 
geführt werden. Beteiligen kann ſich jeder gegen eine Gebühr 
von 5 Zloty. Die Anmeldung wird in der Geſchäftsſtelle des 
Deutſchen Kulturbundes, Katowice, ul. Teatralna Nr. 2 in 
der Zeit von 9-15 Uhr bis zum 29. Juli entgegengenommen. 
Der genaue Plan iſt dort erhältlich. 


veranſtaltungs⸗Anzeiger⸗ 
Ortsgruppen: 
Tarnowitz. 


Mensta 1 abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung im Deut— 
24 Jul ſchen Privatgymnaſium. Kurzer geſchäftlicher 
Teil. Anſchließend hält Bkm. Märtin einen 
Vortrag über „Das gute deutſche Buch“. 
Schoppinitz. 


abends 7 Uhr Mitgliederverſammlung im Wil: 
Ban helmstal bei Rudzki. Kurzer geſchäftlicher Teil. 
—l Anſchl. geſelliges Beiſammenſein. 


Bismarckhütte. 


Sonntag Ausflug der Mitglieder u. ihrer Angehörigen ins 
22. Juli 


Blaue. Gäfte find uns willkommen. Einzel— 
heiten geben wir noch bekannt. 


Die übrigen Beranftaltungen find teils durchgeführt, teils 
infolge der Urlaubszeit nicht angeſetzt worden. 


Nachruf: 
Am 9. Juni d. Js. ftarb nach langer ſchwerer Krankheit unſer 
Berufskamerab, der Abteilungsvorſteher 


Max Tſchauner 


aus Ruda, im Alter von 47 Jahren. Faſt 15 Jahre war uns der 
Verſtorbene ein treuer Freund und Mitſtreiter, der ſich überall für 
unſeren Verband und für unſer Volkstum tatkräftig eingeſetzt hat. 
Wir beklagen in dem Verſtorbenen den Verluſt eines bis zum 
Tode treuen Kameraden. 
Sein Andenken werden wir in Ehren halten. 


Ruda, im Juni 1934. 
Die Ortsgruppe Ruda. 


Der Hauptvorſtand. 


Nachruf! 
Im Juni d. Zs. iſt unſer junger Freund und Berufskamerad, 
der Handlungsgehilfe 


Erhard Bonczyk 


aus Königshütte beim Baden ertrunken. Der auf ſo tragiſche Weiſe 
ums Leben gekommene Arbeitskamerad iſt erſt 18 Jahre alt geweſen. 
Wir verlieren in ihm einen treuen Freund, der ſich für unſere 
Intereſſen in ſo jungen Jahren ſtets eingeſetzt hat. 
Er wird uns in ſteter Erinnerung bleiben. 
Königshütte, im Junk 1934. 


Die Ortsgruppe Königshütte. 


Achlung! Gelündigte Mitglieder 


müſſen binnen 8 Tagen nach erfolgter Kündigung 
— auch vorforglicher — Bewerbungsvordrucke ein- 
reichen, wenn der Stellenloſenunterſtüßungsanſpruch 
nicht gefährdet werden foll. Zahlung des richtigen Bei⸗ 
tragsſatzes u. laufende Beitragszahlung iſt Bedingung. 


Der Hauptvorſtand. 
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